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Verkehrsprobleme im Stadtteil Ettlingen-West lösen!

Unser Bürgergespräch in Ettlingen-West Anfang des Monats hat
folgende Anliegen der Bevölkerung zur dortigen Verkehrssituation
deutlich gemacht:
So wurde moniert, dass sich Lkws im Stadtteil Ettlingen-West in
den engen Straßen verirren und steckenbleiben. Gefordert wurden
Verkehrsschilder mit einem Hinweis, um dieses Einfahren zu verhin-
dern und zwar einmal an der Mörscher Straße/ Hohewiesenstraße
und an der Mörscher Straße/Lindenweg. In dem Wohngebiet
"Odertalweg" wird eine zusätzliche Belastung des Umfeldes (Stra-
ßenränder, Gehwege) wegen einer nicht vorhandenen ausreichen-
den Anzahl von Parkplätzen beklagt.
Der Bereich Erlenweg/Buchenweg hat sich zur Rennstrecke insbe-
sondere für Rollerfahrer mit "frisierten" Motoren entwickelt. Auch
der Ahornweg beim ehemaligen "Fürstenberg" ist hiervon betroffen,
nachdem an der Ecke Ahorn-/Erlenweg die Poller wegen der Feuer-
wehr entfernt wurden. Auf der Hertzstraße fehlt ein absolutes Halte-
verbot bei der Firma Piston und gegenüber (Firma Iben). Die dort
bestehenden Radwege werden von Lkw-Fahrern zum Parken be-
nutzt.
Bezüglich des Bereichs des Kindergartens wurde der Wunsch vor-
getragen, das Geländer zu verlängern, um das Zuparken durch
Fahrzeuge zu verhindern. Ehe hier Veränderungen vorgenommen
werden, sollten jedoch die Kindergartennutzer angehört werden.
Vorgebracht wurde auch, dass für die "Hundestation" am Enten-
seepark der falsche Platz war. Für nötig gehalten wird ein Freilauf-
gelände für Hunde.
In einem Schreiben an die Oberbürgermeisterin hat unsere Fraktion
jetzt dazu aufgefordert, diesen Anliegen der Bürgerinnen und Bür-
ger nachzugehen und Wege zu finden, wie ihnen nachgekommen
werden kann. Wir werden zu gegebener Zeit wieder Bericht erstat-
ten, zu welchen Ergebnissen unsere Initiative geführt hat.
Lutz Foss, Fraktionsvorsitzender

SPD Gemeinderatsfraktion SPD
Wohnst Du noch oder lebst Du schon?

...heißt der flotte Werbeslogan eines Möbelhauses. Ist er nicht auch über-
tragbar auf die Situation von Neubürgern? Diese schätzen die idyllische
Altstadt, die individuellen Wohnmöglichkeiten der Stadtteile, das kulturel-
le Angebot, die hohe Zahl der Arbeitsplätze oder auch die verkehrsgüns-
tige Lage und die Nähe zu Karlsruhe. Doch das, scheint uns, ist noch
nicht genug. Die Neubürger sollten hier nicht nur "wohnen", sondern
"leben".

Wie kann das gehen? Es gibt zwar schon eine Menge Infos: Broschüren,
Amtsblatt mit Werbung, die Internetseite der Stadt usw.. Doch nichts
wirkt besser als eine "Mund-zu-Mund-Propaganda", das persönliche Ge-
spräch einer/s von und für Ettlingen begeisterten Bürgers/Bürgerin mit
den "Neuen". Ziel unseres Antrages zur Einrichtung eines "Begrüßungs-
Service für neue Bürger" ist, alle Neubürger (Familien oder Singles, Jün-
gere oder Ältere, deutsche oder ausländische Staatsangehörige) fest in
das Gemeinwesen unserer Stadt zu integrieren und einzubinden.

Warum solcher Aufwand? Nicht wenige Vereine machen sich Sorgen
über die Nachwuchsentwicklung, soziale Organisationen benötigen Eh-
renamtliche, Geschäfte befürchten, dass die Bindung der Kaufkraft wei-
ter nachlassen könnte. Lebendig wird und bleibt eine Stadt nicht allein
durch Lage, Wohnwert oder hohe Steuereinnahmen, sondern dadurch,
dass ihre Bürger - die neuen genauso wie die gebürtigen "Dohlenaze" -
Angebote der Stadt, wie Schwimmbäder, Bibliothek, Schlossfestspiele,
usw. rege nutzen, sich in Vereinen engagieren, ein Ehrenamt überneh-
men .... und nicht zuletzt hier auch einkaufen und ausgehen, also "leben"!

Wir hoffen deshalb, dass unser Antrag durch die Verweisung des Ge-
meinderates an die Verwaltung zur Prüfung nicht das Schicksal so man-
cher guten Idee erleidet, die dann doch in der Versenkung verschwindet,
sondern zusammen mit den entsprechenden Gremien, wie dem Marke-
tingausschuss und der beim Familienforum oder im Leitbildprozess en-
gagierten Gruppen organisiert und umgesetzt werden kann. Sie haben
Interesse? Gerne informieren wir Sie über die Details eines "Welcome-
Service", wie er in anderen Ländern und Städten schon umgesetzt wird.
Für die SPD-Fraktion Helma Hofmeister, Stadträtin

Für Ettlingen - FE e.V.
- unabhängige Wählervereinigung -

www.fuer-ettlingen.de
Tel.: 07243 541050

E-Mail: info@fuer-ettlingen.de
Faire Berichterstattung?
Dass die Lokalredaktion der BNN der Administration Büs-
semaker seit langem nicht mehr freundlich gesonnen ist,
wird wohl niemand ernsthaft bestreiten. Kritischer Journa-
lismus ist Element unserer wehrhaften Demokratie; die
Grenze zu politischer Besserwisserei und Parteilichkeit
einzuhalten, zeichnet gute Journalisten aus. Ich halte es
für keinen guten Umgang miteinander, wenn die BNN über
zwei redaktionelle Fehler in der Beilage des Amtsblattes
zur UTW berichten. Beide Fehler sind nicht sinnentstellend;
in jedem Fall hätte eine Klarstellung gereicht.
Nicht hinnehmbar ist es für mich, wenn bei dieser Gele-
genheit öffentlich in der einzigen Tageszeitung unserer
Stadt über einen städtischen Mitarbeiter das Gerücht
verbreitet wird, "er verwende sein Herzblut weniger für
Ettlingen, denn für allgemeine FDP-Arbeit". Wer einen
Mitarbeiter oder Bürger in dieser Form angreifen will,
muss "Ross und Reiter" nennen.
FE hatte bereits am 10.07.2007 die Redaktion der BNN
angeschrieben, als ähnlich unqualifizierte Gerüchte über
die Bürgermeisterin verbreitet wurden. Wir erwarten von
unserer Tageszeitung eine faire, unparteiische und
durchaus kritische Berichterstattung über das, was in
unserer Stadt passiert. Das Verbreiten unbestätigter Ge-
rüchte ist schlechter Journalismus.
Heinz-Jürgen Deckers, Fraktionsvorsitzender

GRÜNE
DIE GRÜNEN

Die UTW und der Umgang miteinander

Nun geht es los: In vielerlei Veranstaltungen wird in der
nächsten Zeit um die Gunst der Bürger beim Bürgerent-
scheid geworben.

Ich hätte mir gewünscht, dass dieses urdemokratische In-
strument des Bürgerentscheides nicht bei einem so bürger-
fremden Thema wie der Unechten Teilortswahl (UTW) Pre-
miere in Ettlingen feiert. Das Thema hätten wir im Gemein-
derat alleine regeln müssen. Aber sei‘ s drum, nun haben
wir ihn. Wir, die zwei Grünen im GR, sind auf die beiden
Lager verteilt, wie es in den Stellungnahmen der Fraktionen
und Gruppen im Amtsblatt zu lesen war. Dennoch können
wir weiterhin vernünftig und sachlich miteinander umgehen
und werden weiter versuchen gute Kommunalpolitik in Ett-
lingen mitzugestalten.

Ich hoffe, dass der Umgang der beiden Lager miteinander
bei diesem seltsam emotionalen Thema einigermaßen sach-
lich und anständig bleibt. Der Respekt voreinander, gerade
bei einem so kontroversen Thema, muss uns wichtig sein.

Ich glaube, dass dies mindestens genau so wichtig ist wie
die Sache selbst.

Hermann Siess, Stadtrat fam.siess@gmx.de
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Anspruch und Wirklichkeit

Unlängst bekannte sich der SPD-Fraktionsvorsitzende in ei-
nem BNN-Artikel dazu, dass Politiker zu ihren Meinungen ste-
hen müssen und dies in heutigen Zeiten auch gefahrlos tun
können. Diese Haltung kann jeder Demokrat nur voll unter-
stützen.
Seine eigenen Handlungen stehen allerdings in einem merk-
würdigen Gegensatz dazu. Bei den Abstimmungen im Ge-
meinderat zur Abschaffung der unechten Teilortswahl hat der
SPD- Fraktionsvorsitzende geheime Abstimmung beantragt
und wurde insbesondere von FE und der Oberbürgermeisterin
unterstützt. Sie haben also in einer Zeit ohne äußere Gefahr
dem Abtauchen des Gemeinderats in die Anonymität Vor-
schub geleistet, und dies in einer der wichtigsten Angelegen-
heiten einer Gemeinde. Denn zur Abschaffung der unechten
Teilortswahl ist die Hauptsatzung des Gemeinderats nur mit
der absoluten Mehrheit aller Mitglieder des Gemeinderats und
nicht nur der anwesenden Mitglieder zu ändern.
Statt wichtige Angelegenheiten und ein bisher bewährtes Ver-
fahren nur mit breiter Mehrheit zu ändern, hat der Gemeinderat
mit der denkbar knappsten Mehrheit die unechte Teilortswahl
abgeschafft. Die Oberbürgermeisterin fühlte sich mehr ihrer
Partei, als dem geschlossenen Votum aller Ortschaftsräte ver-
pflichtet. Die Frage, was sie bewog, sich über die einstimmige
Mehrheit aller sechs Ortschaftsräte hinwegzusetzen, ist nach
wie vor unbeantwortet. Am 27. April besteht Gelegenheit, die
Abschaffung der unechten Teilortswahl rückgängig zu ma-
chen.

Hans-Peter Stemmer, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender

SPD Gemeinderatsfraktion SPD
Ettlingen ist eine Stadt - daher "NEIN" zur Wiedereinfüh-
rung der unechten Teilortswahl (UTW)
Mit Interesse verfolgte ich die bisherigen Bürgeranhörungen zum
Thema "Wiedereinführung der UTW". Eines scheint mir aber bei der
Diskussion noch wichtig: Derzeit gibt es einige Stadträte, die sich -
obwohl jeder Stadtrat für die ganze Stadt verantwortlich ist - sich
auf ihren Ortsteil beschränken oder zumindest einen Alleinvertre-
tungsanspruch für ihren Ortsteil beanspruchen. Ein Tagesord-
nungspunkt, der den Ortsteil betrifft, wird im GR (fast) ausschließlich
nur von Vertretern dieses Ortsteils behandelt. Dies führte in der
Vergangenheit dazu, dass sich nicht alle Stadträte mit allen Belan-
gen und Anliegen der Bürger mit gleicher Intensität beschäftigten.
("Das macht der XY, der kommt ja von dem Ortsteil!"). Die Abschaf-
fung der UTW wird dazu führen, dass sich alle Stadträte umfas-
send für die ganze Stadt verantwortlich fühlen, was sie laut Ge-
setz ohnehin schon sind und jeder wird sich auch mit mehr Sorgfalt
den Themen aus den anderen Teilen der Stadt widmen.
Die UTW hat in der Vergangenheit das Gremium erheblich aufgeb-
läht. So entstanden nach der letzten Wahl sieben Ausgleichsman-
date. Eigenartigerweise fielen diese Mandate alle der Kernstadt zu.
Auch bei früheren Wahlen war dies meist der Fall.
Es wird immer wieder angeführt, dass noch immer ein Bedarf für
die UTW bestehe. Allerdings ist das eher ein "Bauchgefühl", das
den konkreten Beweis schuldig bleibt.
Ohne UTW sind wir alle Ettlinger - egal aus welchem Ortsteil.
Nicht zuletzt werden auch die Listen für die Kommunalwahl unter
anderen Aspekten aufgestellt. Bislang musste man Männer/Frauen
und ggf. auch Berufsgruppen berücksichtigen (Jede Partei hat da
ihre eigenen Kriterien.) In Zukunft wird man auch den Wohnort be-
achten müssen. Zugegeben, das wird nicht einfacher. Ich habe
aber den Eindruck, dass einige sich vor dieser innerparteilichen
Auseinandersetzung drücken möchten und es nicht zuletzt deshalb
einfacher ist, an alten Zöpfen festzuhalten.
Dörte Riedel, Stadträtin

Für Ettlingen - FE e.V.
- unabhängige Wählervereinigung -

www.fuer-ettlingen.de
Tel.: 07243 541050

E-Mail: info@fuer-ettlingen.de

PPP
Unter "PPP" (Private Public Partnership oder Öffentlich-Pri-
vate Partnerschaft) versteht man Kooperationsformen, bei
denen - vor allem bei Bauprojekten- öffentliches und privates
Kapital und Know-how verbunden werden, um öffentliche
Ziele besser zu erreichen.
Unsere Oberbürgermeisterin hat den Gemeinderat im Okto-
ber 2006 in einer Sondersitzung durch einen Fachmann über
die Vorzüge solcher Modelle informieren lassen.
Die Vorteile von PPP-Modellen liegen darin, dass Projekte
häufig kostengünstiger realisiert und unterhalten werden
können. Oft werden Projekte durch PPP überhaupt ermög-
licht. Geschehen ist nach der Sondersitzung des Gemeinde-
rates in Sachen "PPP" leider nichts. Wir von FE meinen: Die
Besichtigung der Veranstaltungshallen in den Ortsteilen am
vergangenen Samstag (oder die Diskussion über fehlende
Einrichtungen) sollte für den gesamten Gemeinderat Anlass
sein, über "PPP" konkret nachzudenken. Wir haben in Ettlin-
gen viel Geld in Kultur- und Sporthallen investiert, jedes Jahr
wird unser Haushalt durch Sanierungen und Renovierungen
erneut erheblich belastet. Trotzdem haben viele Hallen (er-
hebliche) Mängel und Schäden. Das Ganze erinnert an ein
Fass ohne Boden. Da wir alle Hallen heute und in Zukunft
brauchen, müssen wir über alternative Instandhaltungsfor-
men nachdenken.
FE hat daher beantragt, dass die Verwaltung Angebote der
Privatwirtschaft über die Instandsetzung und mehrjährige
Instandhaltung einer oder mehrer Hallen einholt.
Heinz-Jürgen Deckers, Fraktionsvorsitzender

DIE GRÜNENGRÜNE
Schulen haben Vorrang!

Zur Hallenbegehung mit dem Ettlinger Gemeinde-
rat am letzten Samstag hatte sich unsere Verwaltung gut vorbereitet.
Nutzung und baulicher Zustand aller Ortsteilhallen wurde erläutert.
Sanierungs- bzw. Neubaubedarf besteht insbesondere in Schöll-
bronn, Spessart und Ettlingenweier in Millionenhöhe.
Parallel beraten wir diese Woche im Ausschuss die Schlosssanierung
(Gesamtvolumen ohne Tiefgarage etwa 10 Mio. E), beschließen die
erste Kostensteigerung beim Feuerwehrneubau auf nunmehr 5,5
Mio. E und - last not least dürfte die Realisierung einer öffentlichen
Tiefgarage auf dem freiwerdenden Grundstück neben der Herz-Jesu-
Kirche die Stadt zusätzliche Millionen kosten.
Ferner soll für alle Schulen ein Gesamtsanierungskonzept erstellt -
und irgendwann - abgearbeitet werden. Ebenfalls Millionenvolumen!
Aber, so fragen wir uns, ist diese Reihenfolge sinnvoll? Wir
bezweifeln nicht den Sanierungsstau im Schloss, oder den Be-
darf an Freizeiträumen für die engagierten Vereine der Teilorte.
Aber, unsere Kinder müssen täglich bis zu 8 Stunden in ihrer
Schule verbringen, deshalb hat diese Aufgabe für uns Priori-
tät. Schulen müssen saniert werden, nicht nur, wenn nach al-
len anderen Vorhaben Geld übrig ist, sondern zuerst! Wir
schlagen deshalb vor, analog der Hallenbegehung eine Schul-
begehung zu machen, um einen Überblick über die hier not-
wendigen Ausgaben zu erhalten. Alle anderen Großprojekte
sollten so lange zurückgestellt werden, bis hier die Finanzie-
rung steht, denn auch in Ettlingen können wir jeden Euro nur
einmal ausgeben.
P.S.:
Der von uns angeregte interfraktionelle Antrag zur Wilhelm-Lorenz-
Realschule hat das nötige Quorum erreicht, um auf die Tagesord-
nung des Gemeinderats gesetzt zu werden. Danke allen Kolleginnen
und Kollegen, die unterschrieben haben.

Barbara Saebel

Pollich_Michael
Text Box
10.04.2008
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Das Schloss:
Kein Prestigeobjekt, sondern ein Sanierungsfall!
Beschäftigen werden wir uns demnächst wieder mit der Schlosssa-
nierung und einem optimierten Nutzungskonzept für das Schloss.
Dann sollen endlich Nägel mit Köpfen gemacht werden. Jetzt muss
der Gemeinderat Farbe bekennen und sich auf die zu treffenden
Maßnahmen verständigen. Getreu unserem Vorschlag vom vergan-
genen Herbst, die Bürgerschaft mit dem Thema zu befassen, wird
es Anfang Mai eine öffentliche Veranstaltung zur Bürgerinformation
geben, um mit unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern die Angele-
genheit zu diskutieren und Anregungen aufzunehmen.
Die notwendigen Sanierungsmaßnahmen in den Schulen verlieren
wir dabei nicht aus dem Auge. Schlichtweg unzutreffend ist der
Vorwurf, wir hätten unsere Schulen vernachlässigt. Nur als Beispie-
le: Schillerschule und Eichendorff-Gymnasium wurden für ihre Jubi-
läen auf Vordermann gebracht. Erst jüngst haben wir mit anderen
im Gemeinderat darauf gedrängt, dass die dringend notwendig ge-
wordenen Sanierungsmaßnahmen für die Wilhelm-Lorenz-Real-
schule ergriffen werden.
Dabei darf aber nicht übersehen werden, dass die fehlende energe-
tische Sanierung des Schlosses die Stadt beträchtliche Summen
kostet, die buchstäblich "zum Fenster hinaus" verheizt werden, von
der dringenden sanitären und elektrotechnischen Sanierung ganz
zu schweigen. Auch liegt es auf der Hand, im Wege des "integralen"
Planens und seiner effizienten Umsetzung gleichzeitig das Nut-
zungskonzept für das Schloss zu optimieren.
Hierzu liegen Vorschläge auf dem Tisch, wonach dem Museum das
Erdgeschoss und das zweite Obergeschoss zugeordnet werden
und das Tagungszentrum Schlossgartenhalle mit Veranstaltungs-
räumen im ersten Obergeschoss ergänzt wird. Das Stadtarchiv soll
ganz heraus, die Stadtinformation soll jedoch im Schloss verblei-
ben. Wichtig ist auch, dass das Schloss endlich zeitgemäße behin-
dertengerechte Zugänge erhält.
Lutz Foss, Fraktionsvorsitzender

Ortschaftsratsfraktion BruchhausenSPD
Minderheiten-Meinung zur Unechten Teilortswahl (UTW)
Eine lebendige Demokratie lebt von einem fairen Ringen um die
optimale Lösung für Problemstellungen. Es ist dabei nicht immer
der Fall, dass alle der gleichen Meinung sind.
Das gilt auch für die SPD-Fraktion des Ortschaftsrates Bruch-
hausen, dem ich seit April 2007 als Nachrücker angehöre.
Die Einführung der UTW 1974 war richtig, um die Kernstadt mit
den Stadtteilen auch über die Mandatsträger zusammenzu-
führen.
Unter Gewichtung der wesentlichen Argumente bin ich zu der
Überzeugung gekommen, dass der Vorgang nach 34 Jahren
abgeschlossen sein müsste mit der Konsequenz, dass das
künstliche Gebilde UTW ad acta gelegt werden kann
Die große Mehrheit des Ortschaftsrats und der SPD-Fraktion
teilt diese Meinung nicht, aber sie respektiert sie.
Die maßgebenden Argumente pro und contra UTW wurden im
Amtsblatt und anderen Medien aufgeführt, eine Wiederholung
ist nicht notwendig.
Folgende Aspekte möchte ich noch anführen:
� wenn in 2009 ohne UTW die 32 Gemeinderäte von Ettlingen
gewählt werden, bin ich überzeugt, dass sie sich für ganz Ettlin-
gen einsetzen; das fordern schon ihre Amtspflichten. Bei der
Auswahl der Kandidaten durch die Parteien und Wähler sollten
nicht nur Bekanntheitsgrad sondern auch Kompetenz und zu
erwartendes Engagement eine Rolle spielen.
� die Stadtteile stellen 42 % der Wahlberechtigten und stellten
2004 46 % der Wähler; warum sollten dann ohne UTW kompe-
tente Kandidaten aus den Stadtteilen im Gemeinderat nicht aus-
reichend vertreten sein?
Für den Bürgerentscheid erhoffe ich, dass sich alle Wähler mit
dem Thema ernsthaft auseinandersetzen, die Zeichen der Zeit
erkennen, eine sehr hohe Wahlbeteiligung zustande kommt und
es danach nur noch echte Wahlen in der Gesamtstadt gibt.
Peter Adrian, Ortschaftsrat Bruchhausen

Für Ettlingen - FE e.V.
- unabhängige Wählervereinigung -

www.fuer-ettlingen.de
Tel.: 07243 541050

E-Mail: info@fuer-ettlingen.de

Schlossumbau
Wie zwischenzeitlich auch in der Presse berichtet, findet
am 5. Mai um 19.00 Uhr eine Bürgerinformation zur
"Schlosssanierung" statt.
Wir bitten bereits jetzt alle interessierten Bürger, sich
diesen Termin unbedingt freizuhalten und an der Veran-
staltung teilzunehmen. Auch die vorher gebotene Mög-
lichkeit das Schloss zu besichtigen sollten die, die Zeit
haben, wahrnehmen. Die von der Verwaltung und Teilen
des Gemeinderates unterstützte Baumaßnahme wäre
das größte Ettlinger Bauprojekt der letzten Jahre. Da
man Geld nur einmal ausgeben kann, ist mit der Ent-
scheidung auch die Festlegung eines Ausgabenschwer-
punktes verbunden.
Im Gegensatz zu anderen Bürgerinformationen ist zu-
mindest bis jetzt (vorher) nichts beschlossen. Die Bür-
gerinformation schafft sowohl die Möglichkeit, Ideen
einzubringen als auch die eigene Zustimmung oder Ab-
lehnung zu äußern.
Wir würden es begrüßen, wenn viele Bürger in der Veran-
staltung ihre Meinung vortragen würden.
Wir von FE lehnen die Großmaßnahme ab. Wir sind der
Meinung, dass unser Schloss als historisches Gebäude
instand gehalten werden muss. Bevor wir jedoch Geld
in eine aufwändige Rundumsanierung investieren, ha-
ben wir auch andere Projekte in der Stadt auf ihre Dring-
lichkeit zu untersuchen.
Heinz-Jürgen Deckers, Fraktionsvorsitzender

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Wir unterstützen die landesweite Eltern-
initiative "Schule mit Zukunft"
Die Realitäten im High-Tech-Land Baden-Würt-
temberg im Jahre 2008:
Klassen mit über 30 Schülern, - durch Lehrermangel bedingter Un-
terrichtsausfall, - "selbständiges Aneignen des Lernstoffs durch die
Schüler" (bei Abwesenheit von Lehrern), - Straffung der Lernzeit
von 9 auf 8 Jahre bis zum Abitur (ohne die Lehrpläne zu überarbei-
ten), - kaum Förderung für die wachsende Zahl von Schülern, die
sich die teuren, privaten Nachhilfeinstitute nicht leisten können, -
Betreuung statt Bildung in der offenen Ganztagsschule unter Ab-
wälzung der Kosten auf die Kommunen...
Fazit: Jenseits von "Exzellenzinitiativen" und Medienrummel sieht‘
s düster aus.
Dagegen fordert die landesweite Elterninitiative "Schule mit Zu-
kunft":
- kleinere Klassen
- Ersatzlehrer/Innen bei Unterrichtsausfall
- Ausbau des Ergänzungsbereichs
- Förderung von Schülern mit besonderem Förderbedarf
- Einstellung von Lehrern und Sozialpädagogen
Unterstützt wird die Initiative u.a. von der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW), dem Gesamtelternbeirat von Ettlingen,
sowie dem DGB Ortsverband Ettlingen/Malsch/Albtal.

Setzen auch Sie sich für eine Verbesserung der Lernsituation
unserer Kinder ein.
Fahren Sie mit zur landesweiten Demonstration in Stuttgart
am Samstag, 19. April 2008.
10.40 Uhr: Treffpunkt Schulzentrum Middelkerker Straße, für Teil-
nehmer, die im Bus mitfahren möchten
13 Uhr: Sternmarsch zum Stuttgarter Schlossplatz; 14 Uhr: Kund-
gebung mit dem GEW-Landesvorsitzenden Rainer Dahlem.
Anmeldungen für die Busfahrt und Rückfragen bei Monika Gattner unter
Tel: 07243 98385 oder E-mail: ZukunftSchule-Ettlingen@web.de
Monika Gattner, Barbara Saebel

Pollich_Michael
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Öffentlicher Aufruf zum Bürgerentscheid
Unsere Landesverfassung bestimmt, dass durch Gemeindesat-
zung Teilorten eine Vertretung im Gemeinderat gesichert werden
kann. Davon, dass das nur für eine Übergangszeit nach einer kom-
munalen Gebietsreform gilt, steht in der Verfassung nichts.
Unsere Stadtteile haben durch das geschlossene und einmütige
Votum ihrer Ortschaftsräte zu erkennen gegeben, dass sie ihre auf-
grund der Teilortswahl gesicherten Vertretungen im Gemeinderat
behalten möchten.

Das Liebenswerte an unseren Stadtteilen ist, dass jeder von ihnen
einen eigenen Charakter hat. Bringen wir deshalb in der Kernstadt
die Toleranz auf, diesen Wunsch unserer Stadtteile zu respektieren!
Unser Ettlingen hat sich doch in den vergangenen Jahren und Jahr-
zehnten immer durch ein verständnisvolles Miteinander ausge-
zeichnet.
Eine Entfremdung zwischen der Kernstadt und ihren Stadtteilen
sollten wir im Interesse der Gemeinsamkeiten, die wir in den über
drei Jahrzehnten seit dem Zusammenschluss unserer Stadt erreicht
haben, unbedingt vermeiden.

Wägt man sachlich die beiderseitigen Argumente ab, so muss un-
serer Überzeugung nach das Ergebnis zu Gunsten der Beibehal-
tung der Unechten Teilortswahl ausfallen. Denn sie hat sich für un-
sere Stadt bewährt. Bewahren wir uns also unsere echte badische
Liberalität und kehren wir zurück zu einem konstruktiven Miteinan-
der von Kernstadt und Stadtteilen im Interesse und zum Wohle
unserer gemeinsamen Stadt Ettlingen. Wir rufen Sie auf: Beteiligen
Sie sich an der Abstimmung zum Bürgerentscheid am 27. April und
stimmen Sie mit "Ja".
Lutz Foss Wolfgang Ernst Axel Fey
Dr. Albrecht Ditzinger Bernd Heiser Hans-Peter Kast
Helmut Haas Beatrix März Steffen Neumeister
Dr. Cornelia Langguth Werner Reich Hans-Peter Stemmer
Alfredo Palermo

Für Ettlingen - FE e.V.
- unabhängige Wählervereinigung -

www.fuer-ettlingen.de
Tel.: 07243 541050
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Nein zur Unechten Teilortswahl
Am 27. April entscheiden die Ettlinger Bürgerinnen und Bür-
ger darüber, ob die Unechte Teilortswahl abgeschafft bleibt
(wie es die Mehrheit des Gemeinderates beschlossen hat),
oder wieder eingeführt wird.
FE hat sich klar für die Abschaffung ausgesprochen, denn
ein viel zu kompliziertes Wahlverfahren wird beseitigt. Die
Zahl der Ratsmitglieder wird auf 32 begrenzt, es gibt keine
Ausgleichsmandate, die Kosten sinken. Der Wahlausgang
wird ehrlicher, denn das komplizierte Verfahren hat zu vielen
ungültigen Stimmzetteln geführt. Den Stadtteilen entstehen
keine Nachteile: An der Ortschaftsverfassung (Bestand von
Ortschaftsräten und Ortsverwaltungen) wird nicht gerüttelt.
Es wird mehr Gerechtigkeit geben, denn Stadtbereiche wie
Ettlingen-West mit rund 5 000 Bewohnern werden nicht mehr
schlechter behandelt als viel kleinere Stadtteile.
Und es geht in Zukunft wohl mehr um die Qualität der Bewer-
ber. Die Stadtteile, die mehr als 40 Prozent des Wählerpoten-
zials stellen, und auch die Stadt insgesamt, können davon
nur profitieren. Es kann bei diesem Stimmenpotenzial keine
Rede davon sein, dass keine Stadtteilvertreter gewählt wer-
den, eher sogar mehr. Es gibt also keinen vernünftigen
Grund, die UTW wieder einzuführen.
Für FE ist es wünschenswert, dass am 27. April eine Ent-
scheidung gefällt wird, die von einer breiten Mehrheit der
Bürgerinnen und Bürger getragen wird. Gehen Sie daher bit-
te am Sonntag, 27. April, zur Abstimmung (die Wahllokale
öffnen von 8 bis 18 Uhr) und sagen Sie wie FE klar "NEIN"
zur Fragestellung, ob die UTW wieder eingeführt werden soll.
Ihre FE-Fraktion im Gemeinderat der Stadt Ettlingen

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Baden-Württemberg -
noch kein Musterland
Eine auch von uns mit Interesse verfolgte Veranstaltung
der CDU mit Baden -Württembergs Umweltministerin Tanja Gönner machte
schnell deutlich, dass unsere Landesregierung bisher weitgehend versäumt
hat ihre theoretischen Erkenntnisse in nachhaltige Politik umzusetzen. ER-
KENNTNIS:
1. Klimawandel ist in weiten Teilen von Menschen verursacht, die dadurch
entstehenden materiellen Schäden in BW werden bis 2020 auf 129 Milliarden
E geschätzt.
2. Kohle wird nun auch von der Landesregierung als wesentlicher Klimakil-
ler erkannt,
3. Dezentrale Kleinkraftwerke mit Kraft Wärme-Kopplung haben mit 85-90%
eine wesentlich höhere Energieausbeute als Großkraftwerke, da diese über
50% der Energie (Prozesswärme) nicht nutzen können, sondern damit unser
Klima / unsere Flüsse aufheizen.
5. Durch Gesetze und Anreizprogramme sollen CO2-Einsparungen geför-
dert werden.
So weit Zustimmung auch von uns Grünen!
REALPOLITIK:
Baden Württemberg setzt bis mindestens 2020 zu 80% auf Großkraftwerke,
zu 50% auf Atomstrom/Laufzeitverlängerung von KKW‘s (gesetzwidrig, da
der Ausstieg beschlossen ist) und zu 30% auf Kohle (ungeachtet der CO2
Emissionen) und plant lediglich 20% Strom aus regenerativen Quellen wie
Sonne, Wind, Wasser und Geothermie zu erreichen.
Wir meinen: Der Neubau von Kohlegroßkraftwerken kostet Milliarden und
verschmutzt die Umwelt für weitere 40 Jahre Laufzeit. Die Wertschöpfung
findet zu über 80% im Ausland statt, da fossile Primärenergie über die gesam-
te Laufzeit zu stetig steigenden Preisen importiert werden muss. So kommen
wir aus dem Teufelskreis steigender Energiepreise plus zunehmender Um-
weltverschmutzung nicht heraus. Das in Kohle und Uran investierte Geld
fehlt um den Umstieg auf die regenerative Energieerzeugung der Zukunft
zu meistern.
Statt des Kotau der Landesregierung vor den Lobbyisten der Energiegigan-
ten und der Großindustrie sollten alle Anstrengungen in den alternativlosen
Ausbau erneuerbarer Energien fließen. Hier profitiert unser mittelständisches
Handwerk und Gewerbe, die Wertschöpfung bleibt zu über 90% im Land,
umweltfreundliche Energieerzeugung könnte unser künftiger Exportschla-
ger werden.
Barbara Saebel

Gemeinderatsfraktion SPD
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger!

Am Sonntag kommt es zum ersten Bürgerentscheid nach der
Neubildung der Stadt Ettlingen 1974 - ein Beispiel für unmittel-
bar angewandte Demokratie durch die Bevölkerung, in Ge-
meinden in der Schweiz bei kommunalen Sachfragen öfters
praktiziert.
Die kommunale Sachfrage hier: Unechte Teilortswahl.
Die einen sagen, die UTW habe sich in 34 Jahren bewährt
und die garantierten Stadträte aus den Ortsteilen könnten die
Interessen der Stadtteile im Gemeinderat per Mitreden und
Mitabstimmen besser vertreten.
Die andern sagen, der Gemeinderat habe die UTW in zwei
Beschlüssen abgeschafft, weil sie nach 34 Jahren Integration
überflüssig geworden sei, ferner sei sie zu kompliziert, zu unge-
recht, zu undemokratisch und ungleich.

Nun hat die wahlberechtigte Bevölkerung in dieser Frage zu
entscheiden.
Soll die UTW nicht wieder eingeführt werden, stimmen
Sie mit Nein!
Soll die UTW wieder eingeführt werden, stimmen Sie
mit Ja!

Ich bitte Sie herzlich, von der Möglichkeit des Bürgerent-
scheids Gebrauch zu machen, und zwar in allen Stadtteilen,
aber auch - und das ist vielen gar nicht so klar - in der Kern-
stadt mit allen Stadtgebieten, denn alle Ettlinger wählten in
der Vergangenheit mit dem System der UTW.

Wolfgang Lorch, Fraktionsvorsitzender

Pollich_Michael
Text Box
24.04.2008



22 Nummer 18
Mittwoch, 30. April 2008

Gemeinderat / Ortschaftsrat

CDU - Gemeinderatsfraktion

Umweltministerin Gönner bei CDU Ettlingen
Bedeutender Standortfaktor:Nachhaltige und zuverlässige Energie-
versorgung für Baden-Württemberg
Einen ausführlichen Überblick über die erfolgreiche Arbeit der Lan-
desregierung im Bereich des Umweltschutzes bot die Umweltmi-
nisterin des Landes, Tanja Gönner, bei einer Veranstaltung des
Ortsverbandes der CDU Ettlingen in der Kantine der Stadtwerke
Ettlingen. Dabei hob sie insbesondere auf die Bereiche des Was-
ser-, Luft- und Bodenschutzes ab, bei dem Baden-Württemberg
führend in Deutschland und in Europa sei.
Die geforderte Nachhaltigkeit in der Politik gründe sich im Land auf
die drei Säulen der Ökologie, der Ökonomie und des Sozialen. Im
Bereich der Ökologie sei die Aufgabe unserer Zeit dabei insbeson-
dere die Reduktion des Kohlendioxidausstoßes, der von den Exper-
ten übereinstimmend als Auslöser der Klimakatastrophe angesehen
werde. "Es macht aus Klimaschutzgründen überhaupt keinen Sinn,
Kernkraft runter- und Kohleenergie heraufzufahren" stellte die Mi-
nisterin mit Blick auf die aktuelle Diskussion einer möglichen Ettlin-
ger Beteiligung am Kohlekraftwerk Brunsbüttel fest. Ihr erklärtes
Ziel sei es, aus der Laufzeitverkürzung der Kernkraftwerke wieder
auszusteigen und die Hälfte der dadurch entstehenden Gewinne
der Energieversorger für die nachhaltige Förderung regenerativer
Energien und zur Energieforschung auszugeben. Die Stromversor-
gung müsse sowohl CO2-arm als auch ökonomisch sicher sein.
Inge Grether, die Vorsitzende des CDU-Ortsverbandes Ettlingen,
wies auf die notwendigen Innovationen im Umweltschutz hin. "In
Pilotprojekten wurden bereits Algenkulturen als bedeutende CO2-
Killer eingesetzt. Eine weitere Forschung für den Klimaschutz ist un-
abdingbar."
In einer anschließenden, vielseitigen Diskussion hatten die anwe-
senden Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit zur Erörterung ak-
tueller umweltpolitischer Fragestellungen mit der Ministerin, wovon
ausgiebig Gebrauch gemacht wurde.
Für die Fraktion
Michael Zacherle
Pressesprecher der CDU Ettlingen

Gemeinderatsfraktion SPD
UTW: Die Bürgerschaft hat entschieden!
Keine Wiedereinführung!
Nach Abschaffung der Unechten Teilortswahl im Okt. 07 hat
die Volksvertretung - das Bürgerbegehren zur Wiedereinfüh-
rung respektierend - die abschließende politische Entschei-
dung in Form unmittelbarer Demokratie einem Bürgerent-
scheid anheimgestellt. Nach vorgegebenen demokratischen
Spielregeln war zur Wiedereinführung ein aktives Bekenntnis
der 30124 Stimmen umfassenden Wählerschaft notwendig,
mindestens 25 %. Nur 33 % machten überhaupt vom Ent-
scheidungsrecht Gebrauch, 67 % zeigten Desinteressierte und
mit rund 21 % Befürwortung wurde die Zielmarke der Wieder-
einführung verfehlt.
Nun sollte es ein Gebot der Fairness sein, das Ergebnis zu
akzeptieren, auch von allen, die - völlig legitim - das Bürgerbe-
gehren eingefordert hatten, und zwar mit der ausdrücklichen
Losung "für ein faires Miteinander, auch in Zukunft", denn "wir
sind eine Stadt".
Jetzt gilt es, entstandene emotionale Gräben einzuebnen und
konstruktive Sachpolitik für unsere Stadt zu betreiben, woran
sicher kein Mangel sein wird.
Ferner gilt es, die Ortschaftsräte als eigentliche politische Re-
präsentanz der Stadtteile zu stärken, womit auch das Gewicht
der Ortsvorsteher gestärkt wird.
Die SPD-Gemeinderatsfraktion hat bereits am 07. März 2007
den Antrag auf Kompetenzerweiterungen für die Ortschaftsräte
einschließlich eigener Haushaltsmittelverfügung im Rahmen
des Gesamthaushaltes der Stadt gestellt. Jetzt liegt es am
Gemeinderat, diese Beantragung auch zu beschließen.
Also machen wir’s doch!
Wolfgang Lorch, Fraktionsvorsitzender

Für Ettlingen - FE e.V.
- unabhängige Wählervereinigung -

www.fuer-ettlingen.de
Tel.: 07243 541050

E-Mail: info@fuer-ettlingen.de
FE organisiert wieder das
Sibylla-Radfahren zu Christi Himmelfahrt (am 1. Mai)
Das traditionelle Sibylla-Radfahren von Ettlingen nach Schloss Favorite bei Ra-
statt findet wieder am Feiertag Christi Himmelfahrt, der dieses Jahr auf den 1.
Mai fällt, statt. Das Radfahren für die ganze Familie wird zum zweiten Mal von
der Unabhängigen Wählervereinigung "Für Ettlingen-FE" in Zusammenarbeit mit
dem Kulturamt der Stadt Ettlingen organisiert.
Start für die Radtour, bei der es nicht auf die Fahrzeit ankommt, ist zwischen
8.30 und 11 Uhr vor dem Ettlinger Schloss. Im Schlosspark von Favorite gibt es
wie bisher um 10 Uhr einen Gottesdienst. Unvergessen Pfarrer Doll, der zusam-
men mit dem damaligen Ettlinger OB Erwin Vetter Mitte der 80er Jahre das Sibyl-
la-Radfahren ins Leben gerufen hat. Die bewährte Strecke ist gut ausgeschildert
und führt über Ettlingenweier, Oberweier, Malsch und Kuppenheim nach Favorite.
Bei Schloss Favorite gibt es einen Anlaufpunkt von FE. Die Teilnehmer an der
Radtour, die sich vor der Abfahrt auf dem Schlossplatz registrieren lassen, erhal-
ten nach Rückkehr eine Urkunde. Zudem gibt es Preise für den/die jüngsten
und den ältesten Teilnehmer/in sowie die größte Familie und die größte Gruppe.
Zielschluss am Schloss Ettlingen ist um 15 Uhr.
Vor dem Schloss gibt es auch eine Bewirtung. Der Erlös aus der Bewirtung sowie
von Spenden - eine Startgebühr wird nicht erhoben - kommt wieder dem Hospiz
Arista in Ettlingen zugute.
FE hofft, dass diesmal das Wetter mitspielt und viele Radler nach dem bisher
trüben Frühjahr die Gelegenheit zu einer ersten Ausfahrt nutzen.
Danke für Ihr Vertrauen
Nach einem emotionsgeladenen "Wahlkampf" konnten die UTW-Befürworter le-
diglich 21 % der Bürger in Ettlingen von ihren Zielen überzeugen. Der weitaus
größte Teil der Wähler hält die UTW für nicht (mehr) erforderlich, um die Interes-
senvertretung der Ortsteile im Gemeinderat sicher zu stellen. Für dieses Vertrau-
en möchten wir uns ausdrücklich bedanken.
Wir sehen das Ergebnis als Ansporn, auch denjenigen, die für die Wiedereinfüh-
rung der UTW gestimmt haben, zu beweisen, dass die Vertretung ihrer Ortsteilin-
teressen auch nach der Entscheidung vom 27. April sichergestellt ist. Der Ge-
meinderat sollte jetzt Ernst machen mit den angekündigten Maßnahmen, die
Ortschaftsräte zu stärken. Das, was vor dem Bürgerentscheid als populistischer
Versuch, das Abstimmungsergebnis zu beeinflussen zu verstehen gewesen wä-
re, kann und muss jetzt glaubhafter politischer Grundsatz sein. Alle Parteien und
Gruppen sind aufgefordert, bei der Aufstellung ihrer Listen zur Kommunalwahl
Ortsteilkandidaten auf guten Listenplätzen gute Wahlchancen einzuräumen.
Wir alle sind Ettlinger. Auch wenn die Kernstadt sich manchmal zugleich als
Motor und Getriebe des "Autos Ettlingen" sehen mag, weiß doch jeder, das der
beste Motor nichts nutzt, wenn nur ein Rad fehlt.
Heinz-Jürgen Deckers, FE Fraktionsvorsitzender

GRÜNE

DIE GRÜNENWas tun?

In den von der UTW besonders betroffenen
Teilorten wurden große Mehrheiten (85%) für
die Beibehaltung ihrer vertraglich garantierten Beteiligungs-
rechte im Gemeinderat der Gesamtstadt erreicht. Bei einer
Wahlbeteiligung dort von immerhin 43% was gemessen z.B.
an Schweizer Abstimmungsverhältnissen viel ist. Doch über
die Gesamtstadt gerechnet, wurde das hohe gesetzliche Quo-
rum von 25% Zustimmung mit den 21,16%-Ja-Stimmen
knapp verfehlt.
Verantwortlich hierfür ist die zahlenmäßige Dominanz (60:40)
der Kernstadt-Stimmberechtigten in der Gesamtstadt, die mit
und ohne UTW nichts zu verlieren haben und sich mit nur
17,5% Abstimmungs-Beteiligung relativ uninteressiert zeigten.
Abstrakt - rechtlich gilt nur das Gesamtstadtergebnis. Mora-
lisch - politisch aber müssen sich die Teilorte wegen der gewal-
tigen Größenunterschiede in Ettlingen dabei zurückgesetzt füh-
len. Fairerweise sollten ihre Ergebnisse getrennt von denen der
viel größeren Kernstadt berücksichtigt und politisch im Sinne
des Zusammenhalts der Gesamtstadt bewertet werden.
Das ist jetzt Aufgabe des Gemeinderats zum Wohle der ge-
samten Stadt.
Das eindrucksvolle Bestehen unserer Teilortsbürger auf ihren
garantierten Teilhaberechten ist kein Zeichen mangelnder,
sondern gelungener Integration auf der Basis der UTW.
Dieses sollte man nicht ohne Not auf’s Spiel setzen, den Ab-
schaffungsbeschluss aussetzen und in Zukunft nicht gegen,
sondern mit den Teilortsvertretern handeln.
Paul Haase für die Gruppe der Grünen im Rat
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PPP-Projekte: Für Ettlingen kaum geeignet!
Immer einmal wieder taucht der Ruf nach Initiativen für mehr "PPP-
Projekte" auf, also einer Kooperationsform, bei der private Unter-
nehmen für die öffentliche Hand den Neubau, die Sanierung oder
den Betrieb und Unterhalt ihrer Infrastruktur übernehmen. Die Idee
klingt schick und modern, zumal sie auch gerne als "alternatives"
Finanzierungs- und Betreibermodell von Infrastukturmaßnahmen
bezeichnet wird.

Vor allem die Bauwirtschaft fordert, mehr Infrastrukturprojekte über
PPP zu realisieren. Sie sieht Effizienzvorteile darin, dass Privatunter-
nehmer die Kostenverantwortung für den gesamten Lebenszyklus
eines Objekts übernehmen. Gerade in der Betreiberphase fallen die
wesentlichen Kosten an; die reinen Baukosten machen lediglich 15
bis 20 % aus. Das wird übersehen, wenn derartige Projekte im
Zusammenhang mit der Sanierung von Hallen vorgeschlagen
werden.

Aber nicht nur deshalb ist Skepsis angebracht. Bei solchen Model-
len verpflichtet sich nämlich die Kommune, auf lange Zeit Zahlungen
vorzunehmen, die dann im Vermögenshaushalt fehlen. Der Städte-
tag Baden-Württemberg hält insbesondere auch die geschätzten
Kostenvorteile von bis zu 20 % für unrealistisch, sondern veran-
schlagt sie auf allenfalls 3 bis 5 %.

PPP-Projekte können sich deshalb für die Gemeinde als jahrzehnte-
langer "Klotz am Bein" herausstellen, für den regelmäßig höhere
Zinsen gezahlt werden müssen, von dem Gewinn, den der private
Unternehmer einkalkuliert, ganz zu schweigen. Überwiegend wer-
den sie daher dort eingesetzt, wo die Finanzkraft fehlt. Zu Recht
halten wir uns daher in Ettlingen gegenüber derartigen Projekten zu-
rück.

Alles in allem ist der Ruf nach dem Einsatz von mehr PPP-Projekten
eher im Interesse der Bauwirtschaft. Im Interesse unserer Gemein-
de ist er nicht.
Lutz Foss, Fraktionsvorsitzender

Gemeinderatsfraktion SPD
Den Umweltbeauftragten für Ettlingen -
gibt’s den denn überhaupt noch?
Von der OB Büssemaker wurde 2005 die Stabsstelle des "Um-
weltbeauftragten" zuerst dem Planungsamt, ab 2006 Teile sei-
nes Aufgabengebietes verschiedenen Ämtern, die partiell auch
mit Umweltschutz befasst sind, zugeordnet: Damit wurde er zu
einem "Umweltkoordinator". Das erklärte Ziel: mehr Effizienz!
Nicht nur wir äußerten Bedenken, konnten es aber (leider) nicht
verhindern. Seitdem ist das Thema "Umwelt" deutlich weniger
präsent als in den Jahren vorher. Woran liegt’s? Ist unsere
Umwelt plötzlich so "heil" oder ist die Aufsplitterung der Zu-
ständigkeit Ursache -; dass sie an Bedeutung verlor?
Die SPD-Fraktion forderte deshalb einen Sachstandsbericht
an. Nun erhielten wir ihn: 3 Seiten lang - Aussagekraft eher
mager! Zwar wird z.B. aufgeführt, welches Amt nun welche
Aufgaben hat. Ob es sich inhaltlich bewährte, wird vage formu-
liert. Aufgeführt sind dagegen 64 Fortbildungen, die der neue
Koordinator bisher schon absolvierte, u.a. zum Energieberater.
Doch wie viele Beratungen, welche Umweltprobleme, welche
Aktionen wurden durchgeführt oder angegangen? Dazu keine
konkreten Aussagen! Nach 2 Jahren sei die Umstellung noch
nicht abgeschlossen. Aus dem "Resümee" der OB: "Die Mehr-
arbeit durch die Verteilung eines Teils der Aufgaben wurde
aufgefangen, Reibungsverluste konnten minimiert werden, ei-
ne höhere Effizienz ist zurzeit noch nicht festzustellen, ich gehe
jedoch hiervon aus."

˙ Wir beantragen, dass der Bericht Grundlage intensiver Bera-
tung im Gemeinderat wird. Ziel: Wiedereinführung eines/einer
präsenten, ämterübergreifenden und umfassend verantwortli-
chen Umweltbeauftragten. Es gilt im Interesse der Umwelt zeit-
nah und nachhaltig zu handeln, unserer Umwelt und damit den
Menschen zuliebe.
Für die SPD-Gemeinderatsfraktion, Helma Hofmeister, Stadträtin
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Warum so eilig?
Die Diskussion um die "Rundum-Sanierung" unseres Ettlinger
Schlosses wird mir immer unverständlicher. Warum soll jetzt
in einer Entscheidung eine Investition von 10 Millionen Euro
beschlossen werden (laut Aussage unserer OB in der Bürgerin-
formation vom Montag, sind die 10 Millionen die Untergrenze,
sie rechnet jetzt schon mit mehreren Millionen Euro Mehrkos-
ten)?. Warum wird das Schloss nicht in einem mehrjährigen
Plan jedoch unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der Mittel
"Stück-für-Stück" instand gesetzt? Was soll die Eile? Warum
sollen wir heute über Ausgaben von morgen einen bindenden
Beschluss fassen?
Ich sehe auch nach Gemeinderatssondersitzungen, Bürgerin-
formationen und Nutzungskonzepten immer noch nichts, was
die Nutzung unseres Schlosses für uns Bürger wirklich revoluti-
oniert. Die Erneuerung von Fenstern, die Erneuung der Hei-
zung, die Renovierung des Bodens im Asamsaal, all das sind
doch keine Maßnahmen, die unbedingt in drei Jahren abge-
schlossen sein müssen. Die Erneuerung der Toiletten im Erd-
geschoss hätte für mich auch noch 10 Jahre Zeit, einen Behin-
dertenaufzug brauchen wir allerdings schneller. Aber dafür
müssen wir doch nicht die nächste Groß-Dauer-Baustelle in
Ettlingen beginnen. Ich denke, auf uns kommen in den nächs-
ten Jahren noch andere Aufgaben zu, denen wir uns stellen
müssen. Ich möchte so planen, dass wir dann auch noch Mittel
haben, um uns diesen Aufgaben stellen zu können.
Heinz-Jürgen Deckers, Fraktionsvorsitzender
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Winfried Hermann zur Bahnprivatisierung
Bei der letzten Mitgliederversammlung des
Stadtverbandes referierte unser Bundestags-
abgeordneter und verkehrspolitische Sprecher Winfried Her-
mann zur bevorstehenden Bahnprivatisierung. Obwohl eine
Privatisierung des Schienenverkehrs und die dadurch bedingte
stärkere Öffnung für konkurrierende Anbieter im Sinne der
Bahnkunden und daher zu begrüßen ist, lehnt Bündnis 90/Die
Grünen eine Bahnprivatisierung in der jüngst von der großen
Koalition beschlossenen Form ab.
Der am 28.04. vom Koalitionsausschuss abgesegnete Gesetz-
entwurf sieht keine klare Trennung zwischen den Bereichen
Schienennetz und Transport mehr vor. Stattdessen werden beide
Bereiche unter eine DB AG Holding, deren Hauptaktionär der
Bund ist, eingegliedert. Diese Holding muss dann den Balanceakt
vollbringen, die widersprüchlichen Interessen des Bereiches
Schienennetz (öffentlicher Versorgungsauftrag) und des Berei-
ches Transport AG (Gewinnmaximierung) unter einen Hut zu brin-
gen. Wer da auf der Strecke bleiben wird, liegt auf der Hand. Die
Beteiligung Privater an der Bahn auf 24,9 Prozent zu beschrän-
ken, ist Augenwischerei ohne nachhaltige Wirkung. Denn eine
solche Beschränkung wäre dauerhaft nur mit einer Grundgesetz-
änderung abzusichern, die nicht geplant ist, und für die es auch
keine Mehrheit in Bundestag und Bundesrat gäbe.
Der für die Region Karlsruhe wichtige Ausbau der Rheintalstre-
cke und die Unterstützung des Nahverkehrs könnten in Gefahr
oder zumindest in weiteren Verzug geraten. Auch beim Projekt
Bahnprivatisierung zeichnet sich das altbekannte Muster ab:
Gewinne privatisieren, Risiken bei der Allgemeinheit (sprich:
Steuerzahler) belassen. So bitte nicht!
Dr. Michael Pollich für die grünen Stadträte
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Hauptschulen in Ettlingen - Schullandschaft im Wandel
Auch in Ettlingen nehmen nach aktuellen Prognosen längerfristig die Schüler-
zahlen ab, besonders in den Hauptschulen. Grundlegende Überlegungen
sind notwendig, wohin sich die Schullandschaft in den kommenden Jahren
entwickeln kann und das, ohne die unterschiedlichen Begabungen, Kompe-
tenzen und Lernschwerpunkte unserer Kinder aus den Augen zu verlieren.
Aus diesem Grund hat sich die CDU intensiv mit dem Thema "Hauptschulen
in Ettlingen" beschäftigt und mit den verantwortlichen Schulleitungen Gesprä-
che geführt.
Dass hier Handlungsbedarf besteht, hat Kultusminister Helmut Rau auf dem
Bildungskongress didacta unterstrichen und die bildungspolitischen Schwer-
punkte des Landes skizziert. Dabei ist er dezidiert auf die Zukunft der Haupt-
schulen eingegangen. Insbesondere soll die Zusammenarbeit von Haupt-
und Realschulen vertieft werden, um jeden jungen Menschen nach seinen
Talenten optimal fordern und fördern zu können. Gemeinsames Lernen in
den Klassen 5 und 6 soll in so genannten Kooperationsschulen nach einem
gemeinsamen Kernplan mit differenzierenden Zusätzen ermöglicht werden.
Wie ist dies auf Ettlingen übertragbar? Ettlingen hat vier Hauptschulen
in städtischer Trägerschaft: die Pestalozzischule (Ganztagesschule) und die
Schillerschule in der Kernstadt, die Johann-Peter-Hebel-Schule in Schöll-
bronn und die Geschwister-Scholl-Schule in Bruchhausen. Diese Schulen
leisten, das haben die Gespräche mit den Verantwortlichen bestätigt, hervor-
ragende Arbeit. Kleine Klassen, zukunftsgerichtete Profile und individuelle
Unterstützungsmöglichkeiten führen zu beachtenswerten Ergebnissen. Ett-
linger Hauptschulabgänger sind auf dem Arbeitsmarkt konkurrenzfähig!
Die CDU sieht es als wichtige Aufgabe, die Schullandschaft in der Bildungs-
stadt Ett-lingen zukunftsfähig zu gestalten, wobei drei Maxime im Mittel-
punkt stehen:
1. Erhalt der wohnortnahen Schulen
2. Erhalt des Hauptschulangebots in Ettlingen
3. Erhalt der Lernqualität in Haupt- und Realschulen!
Die Gespräche mit den Schulleitungen haben gezeigt, dass vielfältige und
zielführende Konzepte vorhanden sind. Als erste Maßnahme wird die Aufhe-
bung der Schulbezirke für die Ettlinger Hauptschulen gesehen, was derzeit
in den Ortschaftsräten Schöllbronn und Bruchhausen diskutiert und dann
dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt wird. Als zweite Maßnah-
me soll die Beteiligung am landesweiten Modellprojekt zur "Kooperation
Hauptschule-Realschule" angegangen werden. Auch hierin werden wir die
interessierten Schulen unterstützen.
Für Fraktion und Ortsverbände
Prof. Dr. Albrecht Ditzinger, Ulrike Kayser, Steffen Neumeister

Gemeinderatsfraktion SPD
Matthias Kuhlemann weiter Vorsitzender des SPD-Orts-
vereins
Bei der Jahreshauptversammlung der Ettlinger Sozialdemokraten
blickt der Vorsitzende Matthias Kuhlemann auf ein äußerst erfolgrei-
ches Jahr zurück.
Speziell die Großveranstaltung zum Tag der deutschen Einheit, die
Podiumsdiskussion zum Thema Bildungsaufbruch in Baden-Würt-
temberg und die Gedenkveranstaltung zum Thema Judenverfol-
gung waren die Höhepunkte in einem turbulenten Jahr. Der Fahr-
radmarkt und die erfolgreiche Unterschriftenaktion gegen die Ein-
führung von Französisch als erster Pflichtsprache an den Schulen
der Rheinschiene, seien ebenfalls auf positive Resonanz in der Be-
völkerung gestoßen.
Entgegen dem Bundestrend verzeichne die Ettlinger SPD einen Mit-
gliederzuwachs. Dies liege sicherlich zum großen Teil an der erfolgrei-
chen Arbeit der Ettlinger Sozialdemokraten in und für Ettlingen.
Fraktionsvorsitzender Wolfgang Lorch stellte anschließend die
Schwerpunkte der Arbeit der SPD-Fraktion dar. Die Beantragung
eines Planungs- und Gestaltungsbeirats, eines Energierahmenpla-
nes für die Gesamtstadt und eines Ortschaftsrats für Ettlingen-West
sowie die Einforderung eines Konzeptes zur Kompetenzerweite-
rung der Ortschaftsräte trügen klar die Handschrift der Fraktion.
Besonders stolz sei man auf den ebenfalls durch die Sozialdemo-
kraten getriebenen Ausbau des Ganztagsschulbetriebes in Ett-
lingen.
Nach der Verabschiedung der langjährigen Vorstandsmitglieder
Helga Kaupert und Thomas Riedel standen die Vorstandswahlen
an. Hier zeigte sich schnell, dass in der Ettlinger SPD ein Generati-
onswechsel stattgefunden hat. Neben den bewährten Kräften René
Asché und Matthias Lepka wird der erneut zum Vorsitzenden ge-
wählte Matthias Kuhlemann künftig von Larissa Furtwengler, York
Florin und Enzo Dionisio unterstützt
René Asché
Stadtrat und stellv. Fraktionsvorsitzender
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Horbachpark ein Bürgerpark
Der Horbachpark ist Erholungsgebiet für viele Ettlinger und auch
Besucher der Stadt, er ist ein wirklicher "Bürgerpark", in dem sich
Alt und Jung trifft. Er ist eine Begegnungsstätte für Menschen aus
den nahen Schulen und Seniorenheimen, aber auch für Familien.
Der Horbachpark, 1988 zur Landesgartenschau in Ettlingen gestal-
tet, ist nach 20 Jahren aber etwas in die Jahre gekommen. Die
Anlage zu modernisieren und dem geänderten Freizeitverhalten an-
zupassen, hält unsere Fraktion Für Ettlingen-FE für sinnvoll und
an der Zeit, weil damals etwas Einmaliges geschaffen wurde und
erhalten oder sogar verbessert werden sollte. Bestes Beispiel ist
der Kinderspielplatz, der dem Thema Wasser gewidmet ist und
wegen seiner enormen Beliebtheit im Sommer oft so überfüllt ist,
dass der Platz zum Spielen kaum ausreicht.
FE ist auch deshalb dafür, jetzt etwas zu tun, weil damit ein direkter
Nutzen für die Bürger verbunden ist. Die Investitionen (auch hier
mit Augenmaß) sind für die Menschen der Stadt direkt erlebbar
und nachvollziehbar.
Der "neue" Horbachpark soll nach Ansicht von FE vor allem Begeg-
nung von Menschen jeden Alters und Naherholung bieten, aber kein
Vergnügungsrummel werden. Die Aufwertung könnte auch eine Art
soziale Kontrollfunktion für die Jugendlichen sein, die in der Vergan-
genheit durch Ausschreitungen das Eingreifen der Stadt erforderlich
machten. FE ist es wichtig, dass der Park seinen Charakter behält.
Das heißt aber nicht, dass nicht auch sinnvolle Neuerungen kom-
men können. Vorschläge gibt es viele. Der Gemeinderat wird sich
mit dem Thema befassen und die FE-Fraktion wird ihren Beitrag
für sinnvolle Verbesserungen zu vertretbaren Kosten dazu leisten.

Sibylle Kölper für die FE-Fraktion

GRÜNE

DIE GRÜNENDesillusioniert

Der Bürgerentscheid ist ein basisdemokrati-
sches Instrument in unserer repräsentativen
Demokratie und deshalb hielt ich ihn bisher für ein gutes Mittel,
wenn die Wähler ihre Meinung gegen Entscheidungen der ge-
wählten Vertreter im Parlament durchsetzen wollen.
Der Entscheid in Ettlingen und parallel der in Berlin (Flughafen
Tempelhof) haben jedoch gezeigt, dass ein Bürgerentscheid
sehr leicht zu instrumentalisieren ist von den jeweiligen politi-
schen Interessengruppen. Kommt das Bürgerbegehren echt
aus der Bevölkerung, haben die Leute wirklich Interesse am
Thema, ist die Sache in Ordnung.

Werden die Stimmen für den Bürgerbegehr aber von den ent-
sprechenden politisch organisierten Interessenten zusam-
mengesammelt, kann eigentlich nichts daraus werden, wie in
Ettlingen geschehen.

Außer Kosten und vielen meist unfreundlichen Worten hat der
Entscheid nichts gebracht, da kein ausreichendes Interesse
am Thema in der Bevölkerung bestand (mangelnde Wahlbetei-
ligung, was bei einem wirklichen "Begehren" der Menschen
eigentlich nicht hätte passieren dürfen).

Die ganze Angelegenheit ist wieder im Gemeinderat, wo sie
vor dem ganzen "Gemache" auch schon war.
Wir sind halt doch nicht die Schweiz mit ihrer direkteren Demo-
kratie und Volksbeteiligung. Vielleicht entspricht dies auch
nicht so ganz unserer Mentalität.

Hermann Siess, Stadtrat, fam.siess@gmx.de
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CDU - Gemeinderatsfraktion
Verträge sind einzuhalten!
Auf dieses Grundprinzip muss sich jeder von uns im täglichen Le-
ben verlassen können. Wenn sich der Gemeinderat nächste Woche
ein weiteres Mal mit dem Thema unechte Teilortswahl befasst, wird
sich zeigen, ob dieses Prinzip auch für Ettlingen gilt. Denn in den
Verträgen zwischen den ehemals selbstständigen Gemeinden und
der Stadt Ettlingen ist klipp und klar festgeschrieben, dass die UTW
erst dann abgeschafft werden darf, wenn "kein Bedürfnis mehr be-
steht". Nach dem Bürgerentscheid steht die Meinung der Ortsteile
dazu nun überdeutlich fest: zwischen 81% und 88% Ja-Stimmen
gab es in den Ortsteilen. Und das erforderliche Quorum wurde in
allen Ortsteilen deutlich überschritten.

Leider haben die Bürger der Ettlinger Kernstadt den Bürgerent-
scheid als Sache der Ortsteile angesehen und sich zu wenig an der
Abstimmung beteiligt. Weil dadurch das Quorum für die Gesamt-
stadt nicht erreicht wurde, kann das eindeutige Ergebnis von 65%
Ja-Stimmen den Gemeinderatsbeschluss zur UTW nicht direkt kip-
pen. Aber der Gesetzgeber hat mit gutem Grund festgeschrieben,
dass sich der Gemeinderat in diesem Fall erneut mit der Sache zu
beschäftigen hat. Denn dabei sollen die Ergebnisse des Bürgerent-
scheides berücksichtigt werden. Daher auch die hektischen Versu-
che der UTW Gegner, die "schweigende Mehrheit" für sich zu rekla-
mieren. Motto: Wer nicht abgestimmt hat, will, dass die UTW abge-
schafft bleibt. Ach!? Dürfen wir das auch auf die Bundestagswahl
2009 anwenden? Wer nicht wählt, will weiterhin Kanzlerin Merkel?
Schön wär’s ja, aber trotzdem gilt immer noch das Prinzip: wer
nicht wählt, bleibt außen vor.
Ein Vertragspartner, die Ortsteile, sieht weiter Bedarf für die UTW!
Diese klare Aussage des Entscheids muss sich der Rat am kom-
menden Mittwoch - diesmal hoffentlich in offener Abstimmung -
vor Augen führen und die geschlossenen Verträge einhalten!
Albrecht Ditzinger

Gemeinderatsfraktion SPD
Horbachpark - ein Park für Alle
Nach dem "Haus der Familie/Mehrgenerationenhaus" stand ein weite-
res bürgernahes Projekt auf der Tagesordnung des entsprechenden
Ausschusses: Die Neukonzeption des Horbachparks. Dieser wurde als
ein Park für alle Bürger "Alt + Jung, Groß + Klein" von Anfang an bis
heute geschätzt und angenommen. Doch Freizeitgewohnheiten und -
wünsche wandeln sich mit den Jahren. Es stellte sich die Frage, wie
kann der Park veränderten Bedürfnissen gerecht werden? Wie können
negative Erscheinungen wie zu großer Lärm und mutwillige Zerstörun-
gen verhindert, zumindest aber deutlich eingedämmt werden?
Das vom Planer, Prof. Dr. Ayrle zusammen mit der Verwaltung und
verschiedenen Nutzergruppen entwickelte Konzept macht hierzu eine
Reihe beachtenswerter, z.T. aber auch sehr kostenintensiver Vorschlä-
ge, die es wert sind auf Sinn und Umsetzbarkeit geprüft zu werden.
Wir begrüßen deshalb die geplante frühzeitige und ergebnisoffene Be-
teiligung der Bürger sowie der Anlieger.
Die SPD-Fraktion befürwortet die beschlossene Erweiterung des Was-
serspielplatzes ebenso wie die Installierung des von uns beantragten
Fitnessparcours für Senioren (geeignet für alle Altersklassen!) zum Trai-
ning von Beweglichkeit und Gleichgewichtssinn. Bei anderen Vorschlä-
gen haben wir wegen der hohen Investitionskosten, vor allem jedoch
wegen der Folgekosten und möglicher Gefahrenquellen Bedenken.
Wie z.B. können die von Jugendlichen gewünschten Beachvolleyball-
felder oder ein Barfußweg scherbenfrei gehalten werden? Bei anderen
Vorschlägen wie Boulefeld, Minigolfplatz und "Wissenspark" mit
Übungsobjekten ist das noch einzuleitende Planungsrecht abzuwarten;
vor dem Bau einer kostenträchtigen Überdachung einer Ballspielfläche
steht eine sinnvolle Nutzung des SWR-Geländes. Begrüßen würden
wir neue Angebote, die Kinder und Jugendliche in ihrem Naturerleben
und Verantwortungsgefühl fördern und stärken.
Großen Wert legen wir darauf, dass sich der Horbachpark nicht zu
einer "Multi-Event-Fläche" wandelt, sondern nach wie vor ruhige Zonen
für Erholung, Muße und Besinnung bietet und der harmonische Über-
gang vom Park zur Landschaft erhalten bleibt.
Für die SPD-Fraktion Helma Hofmeister, Stadträtin
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Nochmals prüfen
Dass der neunmonatige Umbau der Lauerturmkreuzung nicht
ohne Beeinträchtigungen abgehen kann, war wohl jedem von
Anfang an klar, auch dass es durch die Sperrung der zentralen
Kreuzung zu verstärktem Verkehr in anderen Straßen kommen
muss. Die Durlacher Straße ist so ein Fall. Verständlich, dass
sich Eltern von Kindergartenkindern von St. Vincentius an der
Durlacher Straße Sorgen um die Sicherheit der Kinder machen.

Aber: Das Ordnungsamt der Stadt hat zusammen mit der Poli-
zei die Situation intensiv geprüft und ist zu dem Schluss ge-
kommen, dass keine übermäßige Gefährdung besteht, die
weitere Maßnahmen erforderlich machen. Durch die Verkehrs-
zunahme und die gegenüberliegende Ausfahrt der Parkplätze
an der Herz Jesu Kirche werde der Verkehr deutlich gebremst,
die Situation erfordere vom Autofahrer erhöhte Aufmerksam-
keit.

Nun ist aber nichts gegen zwei zusätzliche Schilder zu sagen,
die die Autofahrer auf den Standort des Kindergartens hinwei-
sen - solche Schilder sollte es an jedem Kindergarten geben.
Auch entsprechende Fahrbahnmarkierungen sind sinnvoll und
erhöhen die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer.

FE ist daher der Meinung, dass die Stadt nochmals die Situati-
on prüfen und gegebenenfalls alles Nötige unternehmen sollte.
Paul Schreiber für FE

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Ist der Horbach veraltet?

Brauchen wir eine Neukonzeption, eine Um-
gestaltung zum Mehrgenerationenpark?
Wir meinen nein, denn seit der Landesgartenschau von 1988
erholen sich hier alle Generationen vom Baby bis zum Senior/
der Seniorin. Deshalb ist unser Park de facto seit jeher Mehrge-
nerationenpark.
Vielmehr wollen wir unseren Park vor allem als Grüne Lunge
unserer Stadt erhalten, Natur erlebbar machen vor der Haus-
tür, - blühende Bäume auf Streuobstwiesen, - Schmetterlinge
auf Wiesenblumen, (statt stecknadelkurzer Rasenflächen), -
Vögel die ihre Nester in freiwachsenden Hecken anlegen und
hier ihre Jungen aufziehen, - fließender Übergang in die Land-
schaft.
Unser Anliegen wäre, im Pavillon, der seit Ende der Landesgar-
tenschau ein eher trauriges Dasein fristet, ein Café einzurich-
ten - für alle Generationen.
Natürlich sind wir für die gelegentliche Erneuerung von Spielge-
räten, können uns auch, wie vom Seniorenbeirat vorgeschla-
gen, einige Fitnessgeräte für Senioren im Park vorstellen, aber,
wir wollen weder eine flächendeckende Möblierung unseres
Parks, noch halten wir den Bau neuer Gebäude im Park, egal
für welche Generation, für sinnvoll.
Das Bemühen unserer Verwaltung uns Bürgern etwas zu bie-
ten ist anerkennenswert. Dieses Bemühen sollte aber nicht
dazu führen, dass unsere physischen und finanziellen Freiräu-
me immer weiter eingeschränkt werden.

Barbara Saebel
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CDU - Gemeinderatsfraktion
Mehrgenerationenhaus und Mehrgenerationenpark
Lange hat’s gedauert. Aber jetzt hat die Verwaltung endlich
ein schlüssiges Konzept zum Projekt "Mehrgenerationenhaus"
vorgelegt. Erfreulich vor allem, dass es auf unsere Initiative
und mit Unterstützung von MdB Axel Fischer gelungen ist, die
finanzielle Förderung für den Betrieb vom Bundesfamilienmi-
nisterium zu erreichen.
Unsere Fraktion hat von Anfang an dem "Anmietungskonzept"
den Vorzug gegeben, um das finanzielle Risiko eines solchen
Unternehmens zu minimieren. Demnach sollen jetzt die Nachbar-
grundstücke zum "Spechtennest" an den Caritas-Verband ver-
kauft werden, der dort betreutes Wohnen errichten will, und das
Erdgeschoss zunächst einmal für zehn Jahre (mit Verlängerung-
soption) angemietet werden. Dort können dann das Bistrocafé,
der Tageselternverein, das eff-eff, die Frühförderstelle sowie fami-
liennahe Beratungs- und sonstige Dienstleistungen und interkul-
turelle Begegnungsräume untergebracht werden.
Etwas schwer tut sich unsere Fraktion mit dem Entwurf des
Entwicklungskonzepts "Horbachpark", mit dem dieser zum
Mehrgenerationenpark weiter fortentwickelt werden soll. Der
Gedanke, Jung und Alt dort Gelegenheit zu geben, mehr für
ihre körperliche Bewegung zu tun, liegt freilich im Trend und
im Interesse der Volksgesundheit. Jedenfalls hält die Mehrheit
der Fraktion nichts von eine Minigolfanlage und der geplanten
Multifunktionshalle. Sie ist auch der Auffassung, dass die ge-
planten Neuheiten nur sukzessive nach der jeweiligen Finanzla-
ge eingerichtet werden sollen.
Deshalb soll die Verwaltung bislang auch nur beauftragt wer-
den, den Entwurf im Rahmen einer Bürgerinformation vorzu-
stellen und die Auffassung der Bevölkerung zu den Vorschlä-
gen einzuholen.
Lutz Foss, Fraktionsvorsitzender

Gemeinderatsfraktion SPD
SPD vor Ort im Tierheim Ettlingen: Vorbildliches Enga-
gement für Tiere in Not!
Projekt "ENZO" ins Leben gerufen...
Beim Besuch im Ettlinger Tierheim machten sich die Mitglieder
der SPD Ettlingen ein genaues Bild über die engagierte Arbeit,
die von den zumeist ehrenamtlichen Helfern geleistet wird. Dort
wird der korrekte und optimale Tierschutz umgesetzt! Beson-
ders angenehm ist die entspannte und freundliche Atmosphäre
und der Umgang der Pfleger mit den Tieren.
SPD-Ortsvereinsvorsitzender Matthias Kuhlemann dankte dem
Vorsitzenden Eduard Gabelmann für die wertvolle Arbeit, denn es
ist wichtig, in Ettlingen eine so gut geführte Einrichtung zu haben,
die Tieren ein neues Zuhause bietet, wenn sie Hilfe benötigen.
120.000 Euro müssen jährlich aufgebracht werden, um die
Kosten (Pflege-, Arzt, -Futter,- und Unterhaltungskosten) für die
knapp 80 Tiere aufzubringen. Dabei finanziert sich das Tierheim
nahezu ausnahmslos von kleinen und großen Spenden.
Matthias Kuhlemann bot deshalb die Unterstützung der Ettlinger
SPD an: "Um auch künftig in Ettlingen Tieren in Not eine Heimat
zu gewähren, ist es erforderlich, die Förderung des Tierheims -
die Sorge um heimatlose Tiere ist schließlich eine öffentliche
Aufgabe, die uns alle angeht! - in das Bewusstsein der Ettlinger
zu bringen."
Mit gemeinsamen öffentlichen Aktivitäten will der SPD Ortsverein
mit den Mitgliedern des Tierschutzvereins auf die gute Arbeit
des Tierheims aufmerksam machen. Möglichst viele Ettlinger
sollen sich mit "ihrem" Tierheim solidarisch erklären. Für den
Herbst ist bereits eine außergewöhnliche Buchvorstellung ge-
plant- in der Hauptrolle: ENZO, der liebenswerte Freund auf vier
Pfoten - und die Geschichte einer wunderbaren Freundschaft
zwischen Tier und Mensch.
Matthias Kuhlemann für den Gemeinderat
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Vertrauen bewahren
Die Stadt hat sich in Sachen Gebührenbescheid für die
vom Bebauungsplan "Karlsruher Straße Süd" betroffe-
nen Bürger zwar an die gültige Rechtslage gehalten,
aber absolut unklug gehandelt und wenig Gespür für
Bürgernähe gezeigt. Da werden Bürger mit Gebührenbe-
scheiden traktiert, die nichts beantragt haben und wohl
auch kaum die Absicht haben, an ihren Gebäuden etwas
zu ändern, während der Verursacher des Verfahrens bis-
her ohne Gebührenbescheid da steht.
FE ist der Meinung, so kann und darf man mit den Bür-
gern nicht umgehen. Übrigens auch nicht mit dem Ge-
meinderat, dem die Information darüber, was auf die
Bürger zukommt, vorenthalten wurde. Wäre das der Fall
gewesen, wäre die Entscheidung für den Bebauungs-
plan so wohl nicht gefallen.
FE hat deshalb, um ähnliche Fälle in Zukunft zu vermei-
den, beantragt, dass dem Gemeinderat im Zuge von Be-
bauungsplanverfahren ausdrücklich und umfassend er-
läutert wird, welche Auswirkungen es durch die Planung
für die betroffenen Bürger gibt. Das ist eine wichtige Ent-
scheidungsgrundlage.
Zum aktuellen Fall: FE ist der Meinung, die ergangenen
Gebührenbescheide müssen ausgesetzt und die veralte-
te Satzung dringend und rückwirkend überarbeitet wer-
den. Nur so kann die Stadt ihre Glaubwürdigkeit und das
Vertrauen der Bürger behalten.
Peter Worms für die FE-Fraktion

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Zauberlehrlinge
Gegen jedes Wehwehchen ein Tablettchen, ge-
gen jedes "Unkräutlein" ein Vernichtungsmittel,
gegen jeden Schädling eine Giftdusche? Oder besser noch: Pflan-
zen, Tiere und Menschen gentechnisch den aktuellen Bedürfnissen
und modischen Trends anpassen? - Zu Risiken und Nebenwirkun-
gen fragen Sie ... ja, wen eigentlich?
Diesmal löst ein Pflanzenschutzmittel Bienensterben aus. Um
Schädlingsbefall bei Nutzpflanzen vorzubeugen wurden nicht aus-
reichend erprobte chemische Substanzen in den Naturkreislauf ein-
gebracht - mi verheerenden Folgen. Weder ist das Ausmaß klar,
noch kann bislang gesagt werden welche Insekten noch betroffen
sind und welche Ausfälle dadurch in der Nahrungskette z.B. bei
Vögeln und kleinen Säugetieren entstehen. Die Unterteilung in
Schädling und Nützling wird von uns Menschen sehr subjektiv, aus-
schließlich mit Blick auf den eigenen Ernteertrag getroffen. Aber, die
daraus resultierenden Ungleichgewichte in der Natur, Artensterben
einerseits und das Auftreten neuer "Schädlinge" andererseits, fallen
auf uns zurück.
Das Problem trifft nicht nur Imker, Honigliebhaber und kleine
Tiere, sondern uns alle! Es drohen gesundheitliche Risiken,
Ernteausfälle und höhere Preise!
Gern werden von Seiten der Wirtschaft deutsche Genehmigungs-
verfahren wegen ihrer Gründlichkeit und ihres Zeitaufwandes be-
mängelt. Aber wer kommt für die langfristigen Schäden in unserer
Umwelt auf, die durch Unkenntnis ökologischer Zusammenhänge
und Profitstreben verursacht werden?
Unsere Natur besitzt wundervolle Selbstheilungskräfte. Nur wissen
wir auch hier nicht wie und wie lange sie funktionieren. Ein Beitrag
wäre, statt auf Monokulturplantagen mit viel Chemie auf Mischkultur
und natürlichen Pflanzenschutz zu setzen.
Bei Goethe kommt der "Alte Meister" gerade noch rechtzeitig, um
dem unheilvollen Wirken seines Zauberlehrlings Einhalt zu gebieten.
Barbara Saebel
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CDU - Gemeinderatsfraktion
Neues zur städtebaulichen Entwicklung des AVG-Areals
im Bereich "Ferning"
Wie erinnerlich, hatte der Gemeinderat auf Antrag unserer
Fraktion schon im Juli 2005 beschlossen, den Bereich zwi-
schen AVG-Trasse und dem "Ferning" konzeptuell zu untersu-
chen, um dort wohnungsgebietverträgliches Gewerbe anzu-
siedeln, insbesondere auch, um Wohnungen für junge Familien
zu schaffen.
Voraussetzung dafür, dieses Gelände, das im Flächennut-
zungsplan als Mischgebiet ausgewiesen ist, städtebaulich zu
entwickeln, ist, dass die AVG ihren Betriebshof aus der Innen-
stadt in das Gewerbegebiet in Ettlingen-West verlagert. Die
Geschäftsleitung der AVG hat jetzt unserer Fraktion auf Anfra-
ge mitgeteilt, dass das Projekt von ihr mittelfristig weiterverfolgt
wird. Zwischenzeitlich hat ihre Planungsabteilung das Gelände
in der Ferdinand-Porsche-Straße überplant. Mit der Stadt Ett-
lingen steht die AVG hierwegen ständig in Kontakt. Am 21. 5.
2008 fand z.B. ein Gespräch mit den Vertretern der Projekt-
gruppe "Leitbild Ettlingen" statt, in dessen Rahmen auch die
Verlagerung des Betriebshofes ein Thema war.
Die AVG hat mit der Stadt Ettlingen bereits gemeinsam über-
legt, wie das Grundstück im Gewerbegebiet tragfähig aufberei-
tet werden könnte, gegebenenfalls mit Aushubmaterial aus an-
deren Baumaßnahmen. Die AVG hat auch schon Angebote
eingeholt über die Durchführung des Bodenaustausches. Ei-
nen konkreten Realisierungszeitpunkt des Projekts konnte sie
jedoch noch nicht nennen, insbesondere auch weil sich die
Zuschusssituation des Landes noch nicht wesentlich geändert
habe. Unsere Fraktion hat deshalb MdL Werner
Raab gebeten, sich beim Land für das Projekt einzusetzen.
Lutz Foss, Fraktionsvorsitzender

SPD-Bruchhausen: SPD
Barbara Fleck als 1.Vorsitzende bestätigt.

Ehrungen für langjährige Partei-
zugehörigkeit standen im Mit-
telpunkt der Jahreshauptver-
sammlung des SPD Ortsvereins
Bruchhausen. Henriette Fort-
meier (Bild links) wurde von der
1. Vorsitzenden Barbara Fleck
für 30 Jahre Parteizugehörigkeit
geehrt, weitere Dankesworte
und Urkunden für 25 Jahre Zu-
gehörigkeit gingen an Lilli Be-
cker und besonders an Helga
Knohl-Klauser, deren aktive

Mitarbeit in der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen
(AsF) und im Ortschaftsrat Bruchhausen hervorgehoben wurde. Im
Rückblick über die Ortsvereinsarbeit des letzten Jahres nahmen die
Aktionen zur Schulpolitik, Veranstaltungen wie das große Vereins-Bou-
le-Turnier und natürlich die Unechte Teilortswahl breiten Raum ein.
Nach dem Bericht aus dem Ortschaftsrat durch die Ortschaftsräte Kurt
Mai und Peter Adrian wurde besonders die nach deren Ansicht zu
geringe Berücksichtigung der Ortsteile im Ettlinger Leitbild heftig disku-
tiert. Im Bericht aus dem Gemeinderat durch Stadtrat Karl-Heinz Ha-
dasch kam die Unzufriedenheit der SPD-Fraktion über die geringe Sit-
zungseffizienz im Gemeinderat, handwerklich schlechte Sitzungsvorla-
gen und fehlende Gesamtkonzeptionen deutlich zum Ausdruck.
Die anschließenden Wahlen brachten folgende Ergebnisse: 1. Vors.
Barbara Fleck, 2.Vorsitz und Pressewart Bernd Hinse, Kassier Karl-
Heinz Hadasch und Schriftführerin Regina Dillmann-Felber. In ihrem
Ausblick betonte Fleck, dass sich nach der letzten Entscheidung zur
unechten Teilortswahl der Ortsverein wieder verstärkt auf die Politik in
Bruchhausen konzentrieren werde und darauf drängen wird, dass die
Vertreter der verschiedenen Ortsteile fair und gut auf den Gemeinde-
ratslisten positioniert werden.
Kurt Mai, Bernd Hinse
Ortschaftsratfraktion, Ortsverein
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Ettlinger Kultursommer

An dieser Stelle tragen wir und die anderen Parteien
sonst gerne vor, was in Ettlingen verbessert werden
könnte.
Fast nicht mehr steigerungsfähig ist jedoch der diesjäh-
rige Ettlinger "Kultursommer". Ettlingen bietet in diesem
Sommer ein so reichhaltiges Programm, dass für jeden
etwas dabei sein muss. Es ist nicht möglich, an dieser
Stelle alle Aktiven und Aktivitäten aufzuzählen.
Dem Jazzclub ist es jedoch mit dem Landesjazzfestival
gelungen, eine besonders attraktive Veranstaltung nach
Ettlingen zu holen. Erwähnung verdienen aber sicherlich
auch die zahlreichen Veranstaltungen anderer Vereine
und Vereinigungen, wie zum Beispiel die Robbergfreun-
de mit dem Robbergfest, die Kameradschaft ehemaliger
Soldaten in Oberweier mit ihrer jährlichen Theaterauf-
führung, der FV Alemannia Bruchhausen mit dem eben-
falls jährlichen Sportfest oder die Liedertafel mit dem
Stundenkonzert. Die Liste ließe sich weiter fortsetzen.
Wir von FE wollen uns bei allen, die diese Vielfalt in unse-
rer Stadt mit ihrem ehrenamtlichen Engagement ermög-
lichen, bedanken. Die Lebensqualität in Ettlingen wird
durch dieses Engagement nachhaltig geprägt.
Heinz-Jürgen Deckers, Fraktionsvorsitzender

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Dranbleiben lohnt sich!
Kinder aus armen Ettlinger Familien (Gering-
verdiener, Wohngeld- und Hartz IV-Empfän-
ger) erhalten ab dem kommenden Schuljahr 2 Zuschuss
pro Mensaessen. Notwendig ist diese Maßnahme, da Kindern in
Hartz IV nur 2,77 E täglich für die Ernährung zustehen, ein Mensa-
essen aber bereits 3 E kostet. Damit bei zunehmendem Ganztags-
unterricht die ca. 250 in Ettlingen betroffenen Kinder nicht vom
gemeinsamen Mittagessen innerhalb der Schulen ausgegrenzt
sind, haben wir erstmals im September letzten Jahres die Bezu-
schussung beantragt. Damals abgelehnt, sind wir drangeblieben
und dank der Unterstützung einzelner Kollegen und Kolleginnen
aus anderen Fraktionen und nach gründlicher Ausarbeitung durch
das Amt für Familie, Jugend und Senioren, fand die Idee dann doch
bei allen Fraktionen und Gruppen Zustimmung. Die Zuständigkeit
liegt hier grundsätzlich beim Bund, aber vielleicht, weil die Abgeord-
neten selbst weniger mit Armutsproblemen zu kämpfen haben, ist
außer allgemeiner "Betroffenheit über Kinderarmut" bisher nichts
passiert. Gut, wenn wir in Ettlingen unsere Handlungsmöglichkeiten
zugunsten unserer Bürger ausschöpfen, speziell dort, wo überge-
ordnete Stellen versagen.
Die Wilhelm-Lorenz-Realschule wird saniert. Unser diesbe-
züglicher Antrag, anlässlich der Haushaltsberatungen erstmal
mehrheitlich abgelehnt, fand nun fraktionsübergreifend Unterstüt-
zer. Das Amt für Gebäudewirtschaft bestätigte die Notwendigkeit
und errechnete den Finanzrahmen. Neben dem Austausch der ver-
alteten Fenster und der teils maroden Sanitäranlagen, soll auch eine
Wärmedämmung aufgebracht werden, (Antrag der FW) um den
Energiebedarf langfristig zu reduzieren. Die Schule feiert nächstes
Jahr ihr 40-jähriges Bestehen noch im alten Look, aber noch in
2009 soll mit den Arbeiten begonnen werden. Uns ist wichtig, dass
bei den aktuellen Diskussionen um die millionenschwere Sanierung
unseres Schlosses, die weniger prestigeträchtigen kommunalen
Pflichtaufgaben, wie Schulsanierungen, nicht zu kurz kommen.

Barbara Saebel

Pollich_Michael
Text Box
05.06.2008
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CDU - Gemeinderatsfraktion
"Kein Kind darf verloren gehen"

hob Edelgard Schieschke, Rektorin der Pestalozzi-
schule, bei der Podiumsdiskussion der CDU Ettlingen
zum Thema "Schulreifes Kind" hervor und wies auf den
ehrenamtlichen Einsatz von "Sozialpaten" hin, die die
sozialen Kompetenzen ihrer "Patenkinder" fördern und
stärken. Diese Unterstützung habe sich sehr bewährt.

Frühzeitige individuelle, "maßgeschneiderte" Förde-
rung sei der Gießkannenförderung vorzuziehen, so die
Ltd. Schulamtsdirektorin Elisabeth Groß, die zusam-
men mit der Leiterin des Markgräfin-Augusta-Frauen-

vereins, Sylvia Heichel, über positive Erfahrungen bei der Umsetzung des
Landesprojekts "Schulreifes Kind" berichtete. Im Mittelpunkt steht eine enge
Kooperation zwischen Kindergarten und Grundschule, um einzelne Kinder,
deren Schulreife in Frage steht, individuell zu fördern. Kinder sind von Natur
aus neugierig, wissbegierig, eignen sich in der frühen Lernphase die Grundla-
gen für kognitive, emotionale, soziale, kulturelle Kompetenzen an. Frühkindli-
che Bildung ist ein wichtiger Schlüssel für den Zugang zur Gesellschaft.
Entstehen hier Defizite, sollen diese bereits im Kindergarten frühzeitig erkannt
und behoben werden, so Patrik Hauns, Leiter des Amtes für Jugend, Familie
und Senioren. Er kündigte ein Handlungspaket zur Stärkung der frühkindli-
chen Entwicklung aufgrund des CDU-Antrages im Gemeinderat an. Der Leiter
des Amtes für Bildung und Weiterbildung, Henrik Bubel, unterstrich die Not-
wendigkeit, die Förderung auch im Grundschulbereich fortzusetzen. Anzu-
streben sei eine noch engere Vernetzung aller Bildungseinrichtungen.

Übereinstimmung bestand darin, dass eine gezielte Sprachförderung und
die enge Zusammenarbeit mit den Eltern der Schlüssel zur frühkindlichen
Entwicklung sind. Frühkindliche Bildung dürfe weder an die Kindergärten
delegiert, noch dürfen Eltern allein gelassen werden, betonte Tabea Kohlbe-
cker, Leiterin des Schluttenbachers Kindergartens. Frühkindliche Bildung
muss künftig weit mehr Beachtung finden und gefördert und besser vernetzt
werden als bisher, forderte OV-Vorsitzende Inge Grether. Erzieherinnen leis-
ten hervorragende Arbeit und brauchen mehr Unterstützung.

Für Fraktion und OV Ettlingen-Kernstadt
Ulrike Kayser, stellv. Vors. OV

Gemeinderatsfraktion SPD
Richtig, fertig sind wir nie. Täglich kommen neue Aufgaben zu
den alten. Lösungsansätze hier, Fertigstellung da. Aber schon
wieder neue Probleme um die nächste Ecke. Eben, der Wandel
und die ständig neuen Herausforderungen - das ist eine blei-
bende Konstante.
"Wann kommt denn die Kinderschaukel auf dem Spielplatz?"
"Henn’ Sie mol den Dreck vor dä Post g’seh?"
"Ich sag’s Ihnen nochämol: Wo bleibt denn die Orientierungs-
tafel uf unserm Friedhof?"
"Sage Sie mol, wo bleibt eigentlich des Taubenhaus?"
"Mensch, ich seh’ koi Arbeiter uf derre Baustell’?"
"Den Autolärm durch die Umleitung hält man kaum noch aus?"

Also, an jedem Tag an der kommunalpolitischen Front - die
SPD immer mit dabei. Beispiele:

- Jetzt Solarstrom-Anlage auf dem Flachdach des Schulzent-
rums. Im April 2006 hatten wir den Antrag dazu gestellt.
- Ganztagesgrundschule eingefordert. Demnächst Vorlage im
Gemeinderat erwartet.
- Schulsachenfonds für Kinder Geringverdienender eingefor-
dert. Das nächste Schuljahr steht bald an. Unser Antrag dem-
nächst zur Abstimmung.
- Aufforderung an die Verwaltung, Akutprobleme wie die Anlie-
gerproblematik in der Karlsruher Straße, die Zeitplanung auf
der Baustelle Lauerturmkreisel/Pforzheimer Straße oder Ver-
kehrsanliegen in der Dieselstraße in den Gremien nochmals ab-
klären.

Also ständig in der Gegenwart unterwegs mit Griff in die Zu-
kunft.

Wolfgang Lorch, Fraktionsvorsitzender
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Baustelle Lauerturmkreisel
FE nimmt die Anliegen der Einzelhändler, die sich wegen des schlepp-
enden Fortgangs der Baustelle Lauerturmkreisel und der dadurch be-
dingten Umsatzeinbußen an Oberbürgermeisterin Gabriela Büssema-
ker gewandt haben, sehr ernst. Dies vor dem Hintergrund, dass die
betroffenen Einzelhändler bereits in den vergangenen Jahren wieder-
holt Einschränkungen und Behinderungen ihrer Ladengeschäfte hin-
nehmen mussten. Erinnert sei an die Umgestaltung der Pforzheimer
Straße wie auch an die Tiefbauarbeiten im Bereich der westlichen
Pforzheimer Straße vor wenigen Jahren.
Die Attraktivität unserer Stadt wird auch durch die Vielfalt des Einzel-
handels bestimmt. FE hat ein nachhaltiges Interesse daran, Behinde-
rungen vom Einzelhandel fernzuhalten. Wenn sich solche Behinderun-
gen nicht vermeiden lassen, ist es erforderlich, das Maß der Einschrän-
kungen auf das Minimum zu reduzieren oder Gegenmaßnahmen zu
ergreifen. Im Schreiben der Einzelhändler wird als Gegenmaßnahme
unter anderem vorgeschlagen, während der Baumaßnahmen kostenlo-
ses Parken in der Innenstadt zu ermöglichen. Unsere Fraktion hält die-
sen Vorschlag für durchaus erwägenswert. FE hat die Stadt aufgefor-
dert, der Fraktion mitzuteilen, welche Kosten durch das kostenlose
Parken pro Monat entstehen würden. Außerdem fordert FE die Vorlage
eines Bauzeitenplanes, aus dem sich die einzelnen Fertigstellungster-
mine und der Schlussfertigstellungstermin für das Bauprojekt ergeben.
Zudem soll geprüft werden, ob vor der vollständigen Fertigstellung des
Kreisels einzelne Fahrspuren für den Verkehr freigegeben werden kön-
nen. Ebenso unterstützt FE den Vorschlag der Einzelhändler, die Be-
schilderung so zu gestalten, dass potenzielle Kunden nicht vom Be-
such der Ettlinger Geschäfte abgehalten werden. FE fordert eine baldi-
ge Stellungnahme, damit gegebenenfalls noch vor der nächsten Ge-
meinderatssitzung entsprechende Anträge gestellt werden können.
Heinz-Jürgen Deckers für die FE-Fraktion

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Großes Kino in Ettlingen

Am vergangenen Wochenende und dem
Wochenende davor fand in Ettlingen das
Landesjazzfestival Baden-Württemberg statt.
Die Stimmung in der Stadt war einfach nur schön. Live Jazz
zu genießen und dazu auf dem Markt einkaufen zu können
oder einfach nur herumzustehen und zuzuhören, hatte wirk-
lich etwas Besonderes an sich.
Die Qualität der Darbietungen war hervorragend und auch
unsere Musikschule konnte sich prima präsentieren.
Die ganze Sache war ein riesengroßer Erfolg. Auch von un-
serer Seite dem Veranstalter, dem Jazzclub Ettlingen, ein
Dankeschön!
Es gibt so vieles, was die Leute in Ettlingen ärgert (berechtigt
oder auch unberechtigt) und der Trend so ziemlich alles
negativ zu sehen, ist ja bekannt.
Die zwei Wochenenden waren ein wahres Zeichen gegen
diesen Trend.
Das hat gut getan und eine positive Grundstimmung vermit-
telt.
Wer oder was kann so etwas besser als die Musik?? Wir in
Ettlingen können uns glücklich schätzen im Bereich der Mu-
sik so gut dazustehen, sei es hier der Jazzclub, die Musik-
schule oder alle anderen Vereine, die mit Musik etwas zu
tun haben.
Allen einmal, von dieser Stelle aus, vielen Dank.

Hermann Siess, Stadtrat fam.siess@googlemail.com

Pollich_Michael
Text Box
12.06.2008
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CDU - Gemeinderatsfraktion
Wir fordern einen Untersuchungsausschuss!
Unsere Fraktion hat einen Antrag gestellt auf Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses in der Form eines Ausschusses
zur Akteneinsicht in die Verwaltungsakten des Bebauungspla-
nes "Karlsruher Straße Süd" sowie der hierauf gestützten Ab-
wasserbeitragsbescheide. Denn betroffene Bürger beklagen,
dass der Gemeinderat beim Beschluss über den Bebauungs-
plan unzureichend über die Auswirkungen auf den Gebäude-
bestand, die begünstigende Situation für den künftigen Inves-
tor auf dem Areal und auf die Baugrenzenfestlegungen zur
Freihaltung einer "grünen Lunge" unterrichtet worden sei.
Um diesen Verdachtsgründen nachzugehen, soll der Gemein-
derat nach Auffassung unserer Fraktion einen Akteneinsichts-
ausschuss bilden, der Einsicht nimmt in die Verwaltungsakten,
um den Ablauf und die Entwicklung, wie sie verwaltungsintern
zu den Vorlagen an den Gemeinderat geführt haben, näher
zu untersuchen und gegebenenfalls hieraus Grundlagen für
weitere Entscheidungen zu gewinnen. Insbesondere soll hier-
durch der Hintergrund der von den betroffenen Bürgern geäu-
ßerten Vorwürfe überprüft werden, um Missständen abzuhel-
fen und künftige Missstände zu vermeiden.
Die Initiative von anderen Kräften im Gemeinderat, die darauf
zielt, den Gemeinderat bei künftigen Bebauungsplänen besser
zu informieren, hält unsere Fraktion für nicht ausreichend, ein-
mal, weil sie hinter den Möglichkeiten, die uns die Gemeinde-
ordnung und die Geschäftsordnung unseres Gemeinderates
bieten, zurückbleibt und zum anderen, weil sie ausschließlich in
die Zukunft gerichtet ist, ohne sich mit etwaigen vorhandenen
Missständen zu befassen, die nach unserer Auffassung jedoch
einer näheren Überprüfung durch den Gemeinderat bedürfen.
Lutz Foss, Fraktionsvorsitzender

Gemeinderatsfraktion SPD
im Ortschaftrat Schöllbronn
Die Mitglieder der SPD Fraktion im Ortschaftsrat Schöllbronn setzen
sich unter anderem für folgende Bereiche ein:
Themenkreis Haushalt 2008
Die zügige Umsetzung der im Haushalt genehmigten Investitionen
für verkehrsberuhigende Maßnahmen, für unsere Schule, für unse-
ren Kindergarten, in unsere Vereine und Organisationen, für Umwelt
und Denkmalpflege und für den Friedhof noch in diesem Jahr.
Themenkreis Verkehr
Gerade der Straßenverkehr verlangt in Schöllbronn unser besonde-
res Augenmerk. Der extreme Durchgangsverkehr stellt für die Be-
völkerung eine erhebliche Belastung dar und mindert die Wohnqua-
lität. Daher fordern wir für die Anwohner der verkehrsbelasteten
Straßen entsprechende geschwindigkeitsreduzierende bauliche
Maßnahmen und aussagekräftige Geschwindigkeitskontrollen, ge-
rade in den Stoßzeiten zwischen 7.00 Uhr und 9.00 Uhr.
Themenkreis Häckselplatz
Wir erachten es für wichtig, der Bevölkerung den Erhalt und den
uneingeschränkten Zugang zum Häckselplatz zu gewährleisten.
Tragen Sie hierzu bei, indem Sie darauf achten, dass ausschließlich
Häckselgut angeliefert und dieses so abgeladen wird, dass die Zu-
fahrtswege frei bleiben und eine nachfolgende Nutzung möglich ist.
Themenkreis Sporthalle
Die kulturellen Vereine haben in Schöllbronn im ehemaligen Kinder-
garten, in Schluttenbach im Dorfgemeinschaftshaus ihr Domizil ge-
funden. Und in Spessart soll laut BNN v. 31.5.08 für die kulturellen
Vereine durch den Umbau des TSV-Clubhauses eine weitere Inves-
tition in Höhe von 1,7 Millionen getätigt werden.
Es wäre daher auch in absehbarer Zeit mehr als sinnvoll, endlich
sowohl für die Schulen als auch für die sporttreibenden Vereine der
Höhenstadtteile eine geeignete Sporthalle, wie sie z.B. bereits in
Karlsbad-Langensteinbach für 2,5 Millionen Euro gebaut wurde,
zu realisieren.
Ihre SPD Ortschaftsräte in Schöllbronn
Engelbert Heck, Matthias Lepka und Lutz Stegemann
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FE: Behutsame Anpassung
Der Horbachpark ist ein Bürgerpark und soll es auch bleiben. Gera-
de deshalb ist es nach 20 Jahren an der Zeit, angesichts eines
geänderten Freizeitverhaltens über die Attraktivität des Parks und
eine behutsame Weitergestaltung nachzudenken.
Für FE-Für Ettlingen steht dabei im Vordergrund, dass der Park
seinen Charakter behält, sowohl Freiräume und Ruhezonen als
auch Plätze für Aktivitäten bietet. Viele Vorschläge wurden ge-
macht, die FE teilweise durchaus kritisch (z. B. überdachte Halle)
sieht. Der Park darf nicht überfrachtet werden. Für FE ist vor allem
eine Erweiterung des Wasserspielbereichs wichtig. Er wird bestens
angenommen und ist oft überfüllt. Hier besteht im Sinne der Bürger
Handlungsbedarf. Im Sinne von FE wäre auch ein familienfreundli-
ches Angebot etwa mit Picknick-Tischen und Bänken nahe dem
Pavillon. Am Pavillon wäre es auch sinnvoll, öffentliche Toiletten
einzurichten. Zu weiteren Angeboten (Mini-Golf, Boule und ähnli-
ches) sollten nach Ansicht von FE die Bürger schon im Vorfeld in
die Überlegungen eingebunden werden, denn letztlich machen nur
solche Angebote Sinn, die von den Bürgern gewünscht und dann
auch angenommen werden. Angebote für Kinder, Jugendliche und
Erwachsene nebeneinander im Bürgerpark könnten auch eine sozi-
ale Kontrollfunktion erfüllen.
FE sieht für die Modernisierung kein "alles auf einmal", sondern
Investitionen mit Augenmaß (an der Haushaltslage ausgerichtet) auf
Jahre verteilt. Dabei darf auch nicht vergessen werden, dass zu-
nächst die vorhandene Natürlichkeit im Park erhalten werden muss.
Nur mit Achtung vor dem über viele Jahre geprägten Charakter des
Parks sollte modernisiert werden.
Sibylle Kölper für die FE-Fraktion

GRÜNE

DIE GRÜNEN
Wettlauf der Kommunen: Viele Verlierer -
wenige Gewinner

Beispiel: Edeka will rationalisieren, seine Fleischwerke
in Offenburg, Mögglingen und Heddesheim schließen, um ein neues Werk in
Rheinstetten zu bauen.
Neue Arbeitsplätze? - Keine! Es findet lediglich eine Verlagerung statt.
Mitarbeiter der Altstandorte müssen umziehen, täglich pendeln oder wer-
den arbeitslos.
Steuereinnahmen? In den 3 Ursprungskommunen fehlen künftig Steuerein-
nahmen, in Rheinstetten wird erst mal der teure Neubau abgeschrieben.
Flächenverbrauch: 310.000 m2, entspricht etwa 4 Fußballfeldern.
Umweltverträglichkeit: Die Fläche ist für Landwirtschaft, Erholung und als
Wasserschutzgebiet ausgewiesen, d.h. keine industrielle Bebauung (Regio-
nalplan und im Flächennutzungsplan 2010).
Bauvorhaben: 346 m lang, 153 m breit, 20 - 30 m hoch, 450 Stellplätze
Verkehrsbelastung: täglich zusätzlich ca. 400 Lkw- und 800 Pkw-Fahrten
Subventionierung: etwa 20 Mio. Steuergelder für Edeka, da das Land an-
stelle der ortsüblichen 110 E/m2 lediglich 40 E/m2 für das Grundstück ver-
langt.
Ausgleichsmaßnahmen: Edeka pflanzt einige Bäume auf vormals ebenfalls
landwirtschaftlich genutzte Flächen und "wertet diese damit auf". Die Folgen
der Umweltzerstörung, Bodenversiegelung, Luftverschmutzung, Lärmbelas-
tung tragen wir Bürger/Steuerzahler und unsere Kinder.
Rechtliche Lage: Der Rheinstettener Gemeinderat kann die Ansiedlung ver-
hindern, indem er die Änderung des Flächennutzungsplanes zugunsten des
Investors ablehnt. Wird er seiner Verantwortung gerecht?
Was hat das mit Ettlingen zu tun? Auch unser Gemeinderat vergibt, um
Unternehmen andernorts abzuwerben, Gewerbeflächen zu Dumpingpreisen,
begünstigt wird nicht wer Fläche spart, sondern wer möglichst viel verbaut.
In der Hoffnung auf immer höhere Steuereinnahmen sollen im nächsten Flä-
chennutzungsplan noch mehr Äcker zu Industrieflächen umgewidmet
werden.

Lebensmittel werden weltweit teurer, landwirtschaftlich nutzbare Flä-
chen knapper, die Umweltprobleme eskalieren - trotzdem versiegeln
wir unsere Äcker munter weiter ...

Barbara Saebel

Pollich_Michael
Text Box
19.06.2008
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CDU - Stadtverband Ettlingen
Umbau der Kreuzung Hertz-/Einsteinstraße zum Kreisel
Hertz- und Einsteinstraße sind Hauptsammelstraßen im Industrie-
gebiet Ettlingen. Leider ist dieser Verkehrsknotenpunkt mit einem
hohen Anteil an Schwerlastverkehr auch seit Jahren ein Unfall-
schwerpunkt. Deshalb wurden in den Haushaltsplan 2008 bereits
Mittel für einen Kreisel eingestellt. Damit soll die Sicherheit erhöht,
aber auch der Verkehrsfluss verbessert werden.
Diskutiert wird nun über die zeitliche Planung der Bauarbeiten. Von
der Verwaltung wird eine Totalsperrung noch in diesem Jahr für 20
Wochen favorisiert.
Hauptargument der Stadt war der Beginn der Sanierung der DB-
Strecke Karlsruhe - Rastatt ab März 2009, die einen Schienener-
satzverkehr über das Industriegebiet erforderlich macht. Wie kurz
nach der Ausschuss-Sitzung einem Pressebericht der BNN zu ent-
nehmen war, hat sich dieses Argument relativiert, nachdem die
Bahn jetzt nun doch nicht schon im März 2009 mit den Arbeiten
beginnen wird
Unsere Fraktion hält deshalb weiterhin an ihrer Ablehnung einer
Vollsperrung fest. Im Interesse des Gewerbe- und Industriegebietes
Ettlingen müssen die Belastungen/Umleitungen so gering wie mög-
lich gehalten werden. Ganz wichtig ist uns hierbei der Hinweis der
Verwaltung, dass bei einer Totalsperrung der Schwerlastverkehr
auf die Dieselstraße und die Mörscher Straße verlagert werden
muss und zusätzlich zwei Buslinien umgeleitet werden müssen.
Eine weitere Belastung gerade auch in der Dieselstraße ist aber
nicht akzeptabel.
Wir beantragen daher eine Ausführung der Arbeiten in Abschnitten
unter Aufrechterhaltung einzelner Verkehrsbeziehungen (nur Teil-
sperrungen). Damit wird der Umbau nach vorläufigem Bauzeiten-
plan etwa 32 Wochen dauern. Da die Stadt Münster einen großen
Kreisel mit doppelt so hohen Investitionskosten ohne Vollsperrung
in 18 Wochen bewerkstelligen kann, sind wir zuversichtlich, dass
sich der Bauzeitenplan auch in Ettlingen optimieren lässt.
Beatrix März, Stadträtin

Ortschaftsrat
Ettlingenweier SPD
Ortschaftsrat Ettlingenweier
Qualitäts(miss-)management

Bereits seit der Fertigstellung unseres Kinder-
gartens St. Elisabeth vor fünf Jahren wur-
den immer wieder Mängel am Gebäude ge-
rügt - sei es der fehlende Sonnenschutz und
die hierdurch bedingte Hitze im Sommer, sei-
en es die schlechte Belüftung oder Probleme
mit eindringender Feuchtigkeit.
Mehr oder minder halbherzige Aktionen sorg-

ten stets nur kurzfristig für Abhilfe. Jetzt kam die Schimmelpilz-
problematik hinzu und veranlasste den Ortschaftsrat, die Stadt
aufzufordern, geeignete Maßnahmen zur dauerhaften Mangel-
beseitigung und auch zur Beweissicherung zu ergreifen. Erst
dann hat die Stadt das längst fällige selbstständige Beweisver-
fahren eingeleitet, um die Mängelursachen und die Möglichkei-
ten der Mangelbeseitigung festzustellen. Allerdings fragt sich:
Wäre auch etwas passiert, wenn die Eltern nicht mit der Presse
gedroht und die Ortschaftsräte nicht auf die endende Gewähr-
leistungsfrist hingewiesen hätten? Wir erwarten von der Ver-
waltung:
� die umgehende Mangelbeseitigung nach Vorlage des ge-
richtlichen Sachverständigengutachtens
� eine sachgerechte Informationspolitik gegenüber den Bür-
gerinnen und Bürgern
� ein effektives Qualitätsmanagement bei der Realisierung und
Abwicklung von solch kostenintensiven Bauvorhaben
Sonja Steinmann,
Ortschaftsrätin Ettlingenweier

Für Ettlingen - FE e.V.
- unabhängige Wählervereinigung -

www.fuer-ettlingen.de
Tel.: 07243 541050

E-Mail: info@fuer-ettlingen.de
Neues aus der Bildungs- und
Sozialpolitik im Ettlinger Gemeinderat
I. Aufhebung der Hauptschulbezirke

Bisher bestimmt allein der Wohnsitz die Zuteilung zu
den Grund- und Hauptschulen; infolgedessen haben
Hauptschüler im Gegensatz zu Realschülern oder Gym-
nasiasten keine Wahlfreiheit bezüglich einer persönli-
chen Präferenz. Wobei die Ettlinger Hauptschulen durch-
aus unterschiedliche Profile aufweisen; so ist die Pesta-
lozzi-Schule seit 2004 Ganztagesschule; die Geschwis-
ter-Scholl-Schule in Bruchhausen hat ein Sportprofil und
die Johann-Peter-Hebel Schule in Schöllbronn hat eine

musische Ausrichtung. Aufgrund der politischen Diskussion um die Zukunft
der Hauptschule bei rückläufigen Schülerzahlen (auch in Ettlingen liegt die
Übergangsquote der Grund- auf die Hauptschule nur noch bei 20%) und
unter Berücksichtigung der jüngsten Modellvorhaben des Kultusministeriums
für eine Kooperation von Haupt- und Realschule halten wir von der FE-
Fraktion die Aufhebung der bestehenden Hauptschulbezirke für zielführend.
II. Bezuschussung von Schulmaterialien für Kinder von Hartz IV-Emp-
fängern und Geringverdienern. (sog. "Schulsachenfonds")
Diese gliedert sich in 2 Untergruppen:
a) Zur Einschulung erhalten ca. 30 Kinder für die Schulerstausstattung je
100E.
b) Zum Schuljahresbeginn erhalten ca. 300 Schulkinder je 48 E.
Wir danken ausdrücklich dem Ehepaar Seitz für die großzügige private Spende
von E 30.000, die zweckgebunden in die Förderung der Schulanfänger fließt.
Zur Erinnerung: Bereits im Mai 08 hatten wir die Bezuschussung des Mensa-
essens für Kinder aus einkommensschwachen Familien beschlossen.
III. Die 4 Lehrschwimmbecken der Ettlinger Schulen bleiben trotz hoher
Unterhaltungskosten von ca. 120.000 E /Jahr bis zum Schuljahresende
2009/2010 in ihrer Funktion erhalten.
Dr. Birgit Eyselen, Stadträtin für die FE-Fraktion

GRÜNE -
DIE GRÜNEN

Bebauungsplan Karlsruher Straße
Auf Antrag der CDU soll überprüft werden, ob der Bebauungs-
plan formal korrekt bearbeitet wurde und ob die Klagen der
Bürger, die sich dem Investor des Zschernitz-Areals gegen-
über benachteiligt sehen, berechtigt sind. Das beruhigt mögli-
cherweise einige Bürger, greift aber in der Sache zu kurz! Wir
bezweifeln nicht die formal korrekte Arbeitsweise unseres Pla-
nungsamtes, sondern die Sinnhaftigkeit des gesamten Bebau-
ungsplanes!
Wir GRÜNE haben diesen Bebauungsplan abgelehnt, weil wir
hierin keine zukunftweisende funktionale Verbesserung für
die Karlsruher Straße erkennen können. Durch die Karlsruher
Straße soll künftig zusätzlich die geplante Straßenbahntrasse
führen, so sind Staus und zusätzliche Abgase an der Engstelle
zwischen Huttenkreuzkreisel und Lauerturm Kreisel praktisch
vorprogrammiert, genauso wie Probleme für Fußgänger und
Radfahrer. Deshalb wollten wir eine Verbreiterung der Straße
im Bebauungsplan ermöglichen. - Leider Fehlanzeige! Unse-
rem Planungsamt ging es hier lediglich um eine gestalteri-
sche Aufwertung der Karlsruher Straße durch die Neubebau-
ung des Zschernitz-Areals. Dem steht erfahrungsgemäß die
Gewinnmaximierungslogik eines Investors aber eher entgegen.
Bebauungspläne speziell an so zentraler Stelle sollten unseres
Erachtens dem Gemeinwohl Rechnung tragen und nicht vor-
rangig den Interessen einzelner Großinvestoren.

Barbara Saebel
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